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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Unterrichtung durch die Bundesregierung über Stabiiitäts- und 
Konvergenzprogramme der EU-Mitgliedstaaten 


Nach den Bestimmungen des Stabiiitäts- und Wachstums- 
paktes haben die WWU-Mitgliedstaaten Ende 200 1/Anfang 
2002 zum dritten Mal überarbeitete Stabilitätsprogramme 
und die nicht der Währungsunion angehörenden Mitglied- 
staaten Konvergenzprogramme vorgelegt (Anlage: Rats- 
stellungnahmen zu den Programmen; „Links“ zu den Stabi- 
iitäts- und Konvergenzprogrammen der Mitgliedstaaten). 
Die in den Programmen niedergelegten Ziele bilden den 
Ausgangspunkt für die haushaltspolitische Überwachung 
sowie die Überwachung und Koordinierung der Wirt- 
schaftspolitiken. Die Programme sind u. a. darauf gerich- 
tet, wie das mittelfristige Ziel eines ausgeglichenen oder 
einen Überschuss aufweisenden Haushalts („dose to ba- 
lance or in surplus“) erreicht werden kann. Die weitgehend 
erfolgte Anwendung der überarbeiteten und in 2001 ver- 
abschiedeten Richtlinie zum Format und Inhalt der Pro- 
gramme („Code of conduct“) hat die Vergleichbarkeit der 
Programme eindeutig verbessert. Die aktualisierten Pro- 
gramme decken im Allgemeinen die Jahre 2001 bis 2004 
ab. Der ECOFIN-Rat hat auf seinen Tagungen im Januar, 
Februar und März 2002 diese Programme evaluiert und 
entsprechende Stellungnahmen verabschiedet, die sich auf 
die jeweilige Empfehlung der Kommission stützen. 

In der beigefügten Tabelle sind für alle Mitgliedstaaten 
die Werte des BIP- Wachstums, des Finanzierungs Saldos 
und der Bruttostaatsschulden entsprechend den Program- 
men von 2001 und 2000 sowie entsprechend der Kom- 
missions-Herbstprognose aufgeführt. 

Aus der diesjährigen Runde der Aktualisierung und Beur- 
teilung der Stabiiitäts- und Konvergenzprogramme lassen 
sich folgende Schlussfolgerungen ziehen: 

- Verglichen mit den Vorjahres-Programmen wurde von 
den Mitgliedstaaten für 2001 eine deutliche Revision 
der Wachstumszahlen des BIP nach unten vorgenom- 
men. Für 2002 fällt die Revision nach unten weniger 
stark aus, wohingegen die Wachstumsraten für 2003 und 
2004 nur marginal nach unten angepasst worden sind. 


Insbesondere für 2002 sind die Wachstumsprognosen 
der Mitgliedstaaten weiterhin deutlich optimistischer 
als die der Kommission. In der vorherigen Runde der 
Aktualisierungen waren die Programme in Bezug auf 
die Wachstumsannahmen im Durchschnitt wesentlich 
vorsichtiger als die Schätzungen der Kommission. 

Um den Prognose-Unsicherheiten Rechnung zu tragen, 
haben einige Länder in ihren aktualisierten Programmen 
Altemativszenarien - mit weiter verminderten Wachs- 
tumsannahmen - berechnet (Deutschland, Frankreich, 
Griechenland, Irland, Finnland, Schweden, Nieder- 
lande). 

Der Konsolidierungskurs der Staatsfinanzen im Euro- 
Gebiet wird erfolgreich fortgesetzt. Aufgrund globaler 
Konjunkturabschwächung stieg der Finanziemngs- 
saldo der Mitgliedsländer der Euro-Zone („EUR- 12“) 
zwar in 2001 auf- 1,1 % des BIP an (2000: -0,8 % des 
BIP), wirdjedoch 2003 voraussichtlich auf-0,4% des 
BIP sinken und in 2004 einen Überschuss von 0,1 % 
des BIP erreichen. Die Entwicklung in der gesamten 
EU („EU-15“) verläuft entsprechend (2004: -0,1% 
des BIP). 

Länder, die das Mittelfristziel („dose to balance or in 
surplus“) erreicht haben: Luxemburg, Finnland, Schwe- 
den, Dänemark, Spanien, Österreich und Niederlande. 
Diese Länder weisen sowohl gegenwärtig als auch bis 
2004 in ihren Programmen Finanzierangsüberschüsse 
bzw. ausgeglichene Salden aus. Großbritannien hat 
zurzeit noch Überschüsse aufzuweisen, plant jedoch 
aufgrund seiner umfangreichen Investitionspläne ab 
2003 Defizite in Höhe von mnd 1 % des BIP. 

Demgegenüber haben folgende Länder das mittelfris- 
tige Defizitziel noch nicht erreicht: Deutschland, Ita- 
lien, Frankreich und Portugal. Diese Länder werden 
nicht nur in 2001, sondern mit größter Wahrschein- 
lichkeit auch in 2002 und in 2003 Haushaltsdefizite 


Zugeleitet mit Schreiben des Bimdesministeriums der Finanzen vom 2. April 2002. 
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ausweisen. Die 3 %-Defizitgrenze wird jedoch von 
keinem Land überschritten. Deutschland und Portugal 
haben sich auf der Ratstagung am 12. Februar 
nochmals explizit dazu verpflichtet, ein Überschreiten 
der 3 %-Grenze zu verhindern und bis 2004 einen na- 
hezu ausgeglichenen Haushalt zu erreichen. 

- Aus den aktualisierten Programmen geht hervor, dass 
die Einnahmen- und Ausgabenquoten im Betrach- 
tungszeitraum 2001 bis 2004 voraussichtlich abneh- 
men werden. Bis 2004 werden die gesamten Einnah- 
men leicht unter 46 % des BIP und damit von 2001 bis 
2004 um 0,8%-Punkte des BIP sinken, was jedoch 
durch die Abnahme der Ausgabenquote im gleichen 
Zeitraum um 1,7% des BIP überkompensiert wird. 
Einnahmen- und Ausgabenquoten sinken in fast allen 
Ländern (starke Senkung in: Finnland, Luxemburg, 
Österreich, Belgien, Irland, Italien und Schweden), ln 
mehreren Ländern wird die Ausgabenquote bis 2004 
mindestens um 2% des BIP gesenkt (Deutschland, 
Österreich, Portugal, Italien und Griechenland). 

- Der Schuldenstand im Euro-Gebiet wird weiterhin 
kontinuierlich auf ca. 63 % des BIP in 2004 fallen, er 
geht damit langsamer zurück als im vergangenen Jahr 
veranschlagt. Zurückzuführen ist dies auf geringere 
Primärüberschüsse (d. h. Haushaltssaldo abzüglich von 
Zinsausgaben) und ein geringeres nominales BIP- 
Wachstum, vor allem in 2002. Unter der Vorausset- 


zung, dass die Zielgrößen für den Schuldenquotienten 
von den Mitgliedstaaten vorsichtig berechnet wurden, 
könnte der Referenzwert von 60 % des BIP für das ge- 
samte Euro-Gebiet 2004 erreicht werden. 2004 werden 
nach Maßgabe der Programme fast alle Mitgliedstaa- 
ten die 60 %-Grenze unterschreiten, mit Ausnahme 
von Belgien (2004: 93% des BIP), Griechenland 
(2004: 90% des BIP) und Italien (2004: 98% des 
BIP). 

- Alle Mitgliedstaaten haben in ihren Programmen ent- 
sprechend den überarbeiteten Richtlinien Informationen 
über die längerfristigen finanziellen Folgen der Bevöl- 
kerungsalterung für die öffentlichen Haushalte vorge- 
legt. Auf Gemeinschaftsebene erstellte Modellrech- 
nungen auf der Grundlage standardisierter Annahmen 
zeigen, dass in den meisten Mitgliedstaaten die Bevöl- 
kerungsalterung zu einem Anstieg der öffentlichen 
Ausgaben zwischen 4 % und 8 % des BIP in den nächs- 
ten Jahrzehnten führen könnfe; in einigen Ländern 
könnfe der Anstieg noch stärker ausfallen. Es ist nicht 
auszuschließen, dass sich daraus für mehrere Länder in 
der Zukunft Risiken großer Haushaltsungleichgewichfe 
ergeben, die ohne Ergreifung von Gegenmaßnahmen zu 
einer Verletzung des Stabilitäts- und Wachstumspaktes 
führen könnten. Dies verdeutlicht nochmals, wie wich- 
tig es ist, dass alle Mitgliedstaaten ihr mittelfristiges 
Defizitziel („dose to balance or in surplus“) bis 2004 
erreichen und langfristig einhalten. 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode - 3 - 


Drucksache 14/8844 


o 

o 

CM 

I 

o 

o 

o 

CM 

u 

E 

E 

R3 


a> 

o 

b. 

Q. 

N 

C 

( 1 > 

Ut 

<u 

> 

c 

o 




% 

n 

I 

(/) 


X) 

(0 

' 4 *< 

CO 


c 

0 ) 

(0 

■ö 

N 

C 

(0 

c 


*ö 

c 

3 

Q> 

(/> 

O 

C 

O) 

o 

k_ 

a 

<A 

E 

3 

4 -* 

tf) 

x: 

o 

(0 


Bruttostaatsschulden 

(v.H. des BIP) 

O 

O 

CM 

m LO 

98,0 

94,9 

53,6 

54,5 

52,3 

54.0 

48.1 

93,0 

92,9 

0 CM 0 

0 P ' 

03 O) CO 

CD 03 CD 

r-‘ O" CO P ' 

in LO in 7 

34,1 

2003 1 

03 ' OD o“ 
Lf) m CD 

o CD 

•r-‘ CjT CO“ 
O 03 O 

55,3 

55,7 

54,0 

56,6 

in co_ co_ 
Lo“ o> co' 
LO M* in 

P P 

N-“ h*-“ cd“ 
O) 03 03 

94.4 

90.5 

95,1 

00 N. CO CD 

P co" 7" P in 
in in in m in 

CO r- 

P 7 P 

CO CM CM 

1 2002 1 

P. 

o ' r- T- 
CD LO CD 

CO LO 03 

■«;f co' cd“ 
o o o 

56,3 

55.2 

57.3 

h* in in 
lo“ t-“ co" 
LO LO in 

103.3 

101.4 

103,9 

CO CO 0 in 
h*-“ co" cd“ co“ 

03 CJ) (J) C 33 

h- co co CD CO 

in" m" cd cd“ P 
in in in in m 

N. CO 

P CO 0“ 

CO CM CO 

1 2001 I 

60 

58 

60,0 

LO_ co CM 
h*«.' cd" oo" 
o o o 

57,1 

56,9 

57,1 

CT) lo 

in“ co“ co“ 
LO in m 

0 CO 0 
1^’ in nT 
000 

99,6 

98,9 

99,8 

57,5 

58,9 

58,0 

CO CO 

P CO 7" 
CO CO CO 

I 2000 I 

60,3 

60 

60,3 

110,5 

112,1 

110,5 

57.5 

58,4 

57.6 

53,7 

109.3 

110,6 

110.3 

102,7 

103,9 

102,7 

60,4 

61,1 

60,7 

CD_ 

03 03 CO 
CO CO CO 

Finanzierungssaldo 

(v.H. des BIP) ohne UMTS-Erlöse 

2004 I 

o ^ ' ' 

O co 
o" o" ' 

o m CM 

o“ cp" o“ ' 

o o 
o“ o • 

CD CD 

0“ o“ ' 

CM CM 0 
t-*" P 

T- CO 0 CO 

, 0“ cd 0" ö ’ 

- 0,6 

I 2003 I 

CM 

O O CT) 

ö o“ cp 

- 1,0 

-1,3 

- 1,7 bis - 1,8 

-0,5 

- 1,6 

o co 

T 9 V 

in in ■*- 
0“ 0“ 0 

0 0 CO 

T-‘ ' P 0“ 

0 CM 0 co 0 
0’ 0“ 0" o“ 0 

m CD CO 
0“ 7“ ■«-“ 

2002 I 

N- 

CM CM CM 

m LD CM 
O CD T^' 

-1,4 

-1.4 

- 1,8 bis - 1.9 
- 0,6 
- 2,0 

co r- CD 

t' 9' T 

0 co CM 

0“ 0 cp’ 

CO CO in CO 
0“ 0" T-" 0 

0 0 CO CM CM 
0’ 0 cd 0“ CD 

h>. CO co 
0“ p 

2001 1 

^ iq 

CM CM -r- CM 
* ' 1 1 

T- co CM 

T 9 T 

in CD^ 

- 2,2 

- 1,1 

- 2,0 

CM CM CM 

cd“ 0“ cd“ 

o“ ' 0" cp“ 

0 0 T- 

0 ' ' 0 o“ 

7 co 7 

■P 7" P 

o 

o 

o 

CM 

CO CO o CO 

T— T— r— 

1 • 1 1 

in co^ in 

p 

^ 'T "'T 9 

- 1,8 

- 1,9 

0" cp“ 0“ 

r- CO T“ 

■ 7 ' ' 9”^ t' 

CO CO 7 

cp“ ' 'Cp' cp" 

in h- in 
7“ 7" 7“ 

BiP-Wachstum 

(in v.H.) 

o 

o 

CM 

^ 

CM CM CM ' 

O T- 

co" co" ' 

P P P 

co“ cm" co“ ' 

P P 
co“ co“ ' 

in in 
cm“ cm“ ' 

4,0 

5,5 

0 CM <0 CM 
p co" P P 

5,3 

1 2003 1 

^ P 

CM CM CM CM 

P P 
co" co“ cm“ 

CM 

o tn co“ CD 
co“ cm" « co“ cm“ 
00 
cm“ 

in CM co 
cm“ co* cm“ 

0 m 00 
co“ cm“ cm“ 

0 p in CM 
m“ 

0 

0 CM CO CM CM 
p p p p p 

CO h- in 
P P P 

1 2002 1 

r- CM O 

P "P P 
cm“ co“ T-' 

CD 

in m T-" o LO 
cm' cm* ' co“ T-" 

co CM in 

T-“ co“ T-' 

co in co 
'r-" cm“ t-" 

CM 

cq Q CM m 
P 0 m“ P 

CM 

7 CD CM 0 

P P ' P P 

03 co co 

P P P 

T“ 

o 

o 

CM 

CM O* 

O 03 co 
cm“ cm“ T-“ 

P P P P P 

cm“ cm" cm’ co“ cm“ 

P P P 

cm“ co“ -r-" 

T- in co 
•?-" cm“ •<"" 

7. P 7 

M’“ m" M““ 

P P P 

P ' 'PP 

P P P 
P P <ß 

1 2000 1 

o_ O O 

CO* CO’ CO' 

O) co 03 
cm“ cm cm' 

CM "t- 

' ' co’ co“ 

3.3 

3.4 

0 CO 0 
co“ 

P 7 P 
7 7 “ 7 “ 

P P 7 

p • ' rf 7 “ 

in h- in 
T-' 0“ 

Länder 

Deutschland 

Programm 2001 
Alternativszenario 
Programm 2000 
KOM-Prognose 

Italien 

Programm 2001 

Programm 2000 
KOM-Prognose 

Frankreich 

Programm 2001 
Alternativszenario 

Neue Regier.prognose' 
Programm 2000 
KOM-Prognose 

Portugal 

Programm 2001 

Programm 2000 
KOM-Prognose 

Belgien 

Programm 2001 

Programm 2000 
KOM-Prognose 

Griechenland 

Programm 2001 
Alternativszenario 
Programm 2000 
KOM-Prognose 

Spanien 

Programm 2001 
Alternativszenario (+) 
Alternativszenario (-) 
Programm 2000 
KOM-Prognose 

Irland 

Programm 2001 

Programm 2000 
KOM-Prognose 


Stand: 13. März 2002 


Wachstumsprognose und Finanzdaten 


Drucksache 14/8844 


-4- 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


o 

o 

CM 

I 

o 

o 


(/) 

!q 

m 

0 ) 


Bruttostaatsschulden 

(v.H. des BIP) 

i 2004 1 

3,88 

42,0 

46,7 

54,7 

55,3 

41,8 

32,2 

37,6 

36,8 

1 : 

45,2 

37,0 

1 63,3 1 

57,9 1 

1 eooz ! 

4,21 

4,9 

45,0 

48,7 

45,3 

CM CM 1^ 
N.’ h-’ CO 

in m in 

O 05 h- 

co’ M-’ •»“’ 
CO M- 

■«- CM O 
O’ 05* O* 
CO 

47,3 

48,2 

48,2 

37,2 

34,8 

1 65,5 1 

59,7 

1 zooz 

4,58 

5,2 

47,7 

50,3 

48,9 

CD CM 

CD 05 r-‘ 

in in CO 

CD T- O 
cm’ r^’ cm’ 
M* co 

05 CO m 

CM* T~’ CM* 
M" 

49,7 

50,2 

50,5 

r- CD CM 
CD* O’ h-.' 
CO co CO 

67,2 1 

61,2 

1 2001 I 

4,97 

5,3 

51,8 

52,3 

51,8 

cö co_ 
T- t— CM* 
CD co CD 

h- CM 

CM* cd’ cm’ 
M- CO 

m h». CM 
CO* '^* CO* 

52,3 

53,2 

52,7 

CD CO CO 
CD M"’ 05 
CO CO CO 

cö 

co 

62,6 1 

I 2000 I 

5,34 

5,3 

56,1 

56,6 

56,1 

in T- T-_ 
co’ co’ co" 

CD CD CD 

O O 

CM* M-’ 
Tt M* 

R CO 

cd’ co’ cd’ 

M- 

55.6 

58,9 

55.7 

-r- GO CO 
co" co’ cm’ 
M- CO Tf 

1 70,5 1 

64,3 1 

Finanzierungssaldo 

(v.H. des BIP) ohne UMTS-Erlöse 

! 2004 I 

3,4 

+1,0 

0,5 

CM O 

o' o’ ' 

R R 

CM* M** ' 

T. 

CM* CM* • 

CO CO CO 

CM* co’ 'f-' ' ' 

-1,1 

-1,0 

o 

-0,1 

2003 I 

T- in CN 
CO CM CO 

O CM tT 

■r-' O“ • -r-“ 

o 

o’ o’ ö 

T~ in CO 
cm’ m-’ cm’ 

R R 

CM* CM* CM* 

R R R R R 

CM* CM* o’ co’ -r-* 

co CD m 
■r-* o o’ 

1 -0.4 1 

-0.5 1 

I 2002 I 

CO m co_ 
cm’ cm" cm’ 

"M* in 

T- O“ O 

O O M- 
o’ O CD 

CD M- 05 
CM* M** CM* 

CD CD CD 
t-' CM* -r-* 

co^ CD C0_ CD_ 
CM* CM* O* co’ T-’ 

r- T- T3- 

T-’ o O 

1 1 

1 -0,9 1 

OO 

9 

2001 I 

r- (n 
cm’ 

O N. h- CO 
c:^ o’ -r-' 

m 

O N- CM 
o’ cp o 

1^. 00. 
M-’ M-’ 

CD 00 O 
•r-" cm’ cm* 

CD CO CO 10 05 
CO* CO* 

CM co CM 
O O 

1 

-0.8 

I 2000 I 

CM^ O 

<o co' co’ 

in h- in 

■r- in 

CD in CD 
cd" cd’ 

in in 
CM* cm’ cm’ 

T- T- T- rt T- 
'^* M*’ M*’ CO* M-’ 

R R 

CO 

9 

9‘ 

BIP-Wachstum 

(in v.H.) 

o 

o 

CM 

5,6 

CM CM CM ' 

co in 
cm’ cm' 

R 

co* CM* 

R R 

CO O CD 

CM* co' cm’ ' ' 

2,25-2,75 

2% 

CM* 

CD 

CM* 

2003 I 

h- CO_ ■«it 

in in in 

CM CM CM CO 

M- co M* 
CM* cm’ cm’ 

05 

cm’ cm’ cm’ 

M- h- in 
CM* ■*“’ CM* 

CD CO CO T- CO 
CM* co' CM* cm’ cm’ 

2,75-3,25 

2% 

3,0 

h- 

CM* 

h- 

cm’ 

2002 I 

CO CO 

in in co’ 

CM T- CM 

co h*- CM 
T-' cm’ T-" 

CD CM h- 
■r-‘ co’ -r-' 

M; CD_ 

CD T- CD 

CM* CM* O* CM* -r-* 

m 

CM CM 

1 o'z 

CM* 

2001 1 

05 CM o 
co’ in 

in 

CM ' 

co co T- 
■r-' cm' t-‘ 

CD CM in 
O M-’ O 

■r- CD CO_ 

h* N. CM in TT 

T-^ t-.* T-.' co’ ’c-* 

in 

CM co 

CM* CM CM* 

R 

R 

o 

o 

o 

CM 

in co in 
oo’ co’ cd’ 

in ^ in 
co’ ' ^ co’ 

P. R 
co* co’ co’ 

h- CM_ h- 
in in in 

O CM 

co’ cm’ CO* 

CD <0 CO CD CD 
co’ CO* co’ co’ co’ 

R R 

co* co CM* 

CO* 

co 

co* 

Länder 

Luxemburg 

Programm 2001 

Programm 2000 
KOM-Prognose 

Niederlande 

Programm 2001 

Neue Regier.prognose 
Programm 2000 
KOM-Prognose 

Österreich 

Programm 2001 

Programm 2000 
KOM-Prognose 

Finnland 

Programm 2001 

Programm 2000 
KOM-Prognose 

Dänemark 

Programm 2001^ 
Programm 2000 
KOM-Prognose 

Schweden 

Programm 2001 
Alternativszenario (+) 
Alternativszenario (-) 
Programm 2000 
KOM-Prognose 

Großbritannien 

Programm 2001 

Programm 2000 
KOM-Prognose 

i.Ey.R -12 n 1 

ml 

T“i 

UJi 


Quellen: Stabilitäts- bzw. Konvergenzprogramme der jeweiligen EU-Mitgliedsstaaten; Oktober bis Dezember 2001. 

EU-KOM: Herbst-Prognose 2001 , an der die KOM den Realitätsgrad des makroökonomischen Szenarios und der damit zusammenhängenden Defizitzahlen misst. 
' Neue Regierungsprognose Frankreichs vom 7. Februar 2002. 

^ Dänemark hat ab 2001 geringere Überschüsse wegen Umstellungen im Pensionsfonds. 
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RAT 

STELLUNGNAHME DES RATES 
vom 12. Februar 2002 

zum aktualisierten Stabilitätsprogramm Deutschlands fiir 2001 — 2005 

(2002/C 51/01) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Ge- 
meinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1466/97 des Rates vom 
7. Juli 1997 über den Ausbau der haushaltspolitischen Über- 
wachung und der Überwachung und Koordinierung der Wirt- 
schaftspolitiken {’). insbesondere auf Artikel 5 Absatz 3, 

auf Empfehlung der Kommission, 

nach Anhörung des Wirtschafts- und Finanzausschusses — 
GIBT FOLGENDE STELLUNGNAHME AB: 

Am 12. Februar 2002 prüfte der Rat Deutschlands aktualisier- 
tes Stabilitätsprogramm für den Zeitraum 2001 — 2005. Der 
Rat stellt fest, dass das neue aktualisierte Stabilitätsprogramm 
den Anforderungen des revidierten „Verhaltenskodex betreffend 
Inhalt und Form der Stabilitäts- und Konvergenzprograrame“ (-) 
entspricht, wenngleich bestimmte Verbesserungen notwendig 
sind, insbesondere in Anbetracht der Tatsache, dass auf Run- 
dungen zurückgegriffen wurde. 

Der Rat stellt fest, dass das tatsächliche Defizit des Jahres 2001 
(2,6 % des BIP) den Schätzungen zufolge eindeutig höher aus- 
gefallen ist, als in der Aktualisierung vom Oktober 2000 pro- 
jiziert worden war (1,5 % des BIP). Der Rat erkennt an, dass 
sich diese erhebliche nominale Abweichung durch ein abge- 
schwächtes W'achstum erklären lässt, wobei der Anstieg des 
BIP im Jahr 2001 um über zwei Prozentpunkte unter den 
Projektionen in dem aktualisierten Stabilitätsprogramm vom 
Oktober 2000 liegt. Obwohl der Bund seinen Haushalt wie 
geplant ausführte, stellt der Rat fest, dass das Defizit auf ande- 
ren staatlichen Ebenen, einschließlich der sozialen Sicherheit, 
über den ursprünglichen Schätzungen liegt. 

Das makroökonomische Basisszenario des aktualisierten Stabi- 
litätsprogramms rechnet im Jahr 2002 mit einem Wirtschafts- 
wachstum von 1,25%; für den Zeitraum 2003 — 2005 wird 
erwartet, dass sich der Anstieg des BIP im Jahresdurchschnitt 
auf enva 2,5 % beschleunigen ward; es wird davon ausgegangen, 
dass sich die gesamtstaatlichen Finanzen verbessern werden 
und dass nach einem Defizit von 2,5 % des BIP im Jahr 2001 
in den Jahren 2004 und 2005 eine ausgeglichene Haushalts- 
position erreicht wird. Der Rat stellt fest, dass die deutschen 


('•) .ABL L 209 vom 2.8.1997, S. 1. 

(0 ReHsed Opinion of the Economic and Financial Committee on the 
content and format of stabilit}' and converge programmes. das der 
Rat (Wirtschaft und Finanzen) am 10.7.2001 gebilligt hat. 


Behörden in dem am 30. Januar 2002 vorgelegten Jahreswirt- 
schaftsbericht das in dem Programm enthaltene Altemativsze- 
nario nunmehr für realistisch halten. Es steht im Einklang mit 
der Herbstprognose der Kommission für die Jahre 2001 und 
2002. Für die Jahre 2003 bis 2005 geht es von einem durch- 
schnittlichen Jahreswachstum von 2,25 % aus. Der Rat ist sich 
darin einig, dass dieses von einem geringeren Wachstum aus- 
gehende Szenario überzeugend ist. Selbst dieses Szenario setzt 
ein günstiges außen- und binnenwirtschaftliches Umfeld voraus, 
insbesondere die erwartete Belebung des Weltwirtschaftswachs- 
tums, weitere Lohnzurückhaltung und verstärkte Strukturrefor- 
men, zumal am Arbeitsmarkt. 

Nach Ansicht des Rates besteht in dem Fall, dass das Wachstum 
niedriger als erwartet ausfällt, das Risiko, dass sich das gesamt- 
staatliche Defizit 2002 dem Referenzwert von 3 % des BIP 
noch stärker annähert als im Jahr 2001. Der Rat begrüßt des- 
halb die Entschlossenheit der deutschen Regierung, sicher- 
zustellen. dass d6r Referenzwert von 3 % des BIP nicht über- 
schritten wird. Die Regierung beabsichtigt daher, die Haushalts- 
entwicklungen auf allen staatlichen Ebenen, einschließlich der 
Bundesländer und des Systems der sozialen Sicherheit, im Jahr 
2002 genau zu überwachen und ihre Haushaltspläne für dieses 
Jahr sorgfältig auszuführen, um einen weiteren Anstieg des 
Defizits zu vermeiden. Sie hat sich ferner darauf eingestellt, 
die geeignetsten Mittel zur Behebung von Defiziten zu finden 
und Maßnahmen zu vermeiden, die zu einem weiteren Anstieg 
des staatlichen Defizits führen könnten. 

Die deutsche Regierung hat ihre Absicht bekräftigt, alle geeig- 
neten Maßnahmen zu ergreifen, um im Einklang mit früheren 
Zusagen bis 2004 zu einer nahezu ausgeglichenen Haushalts- 
position zu gelangen und somit die .Anforderungen des Stabi- 
litäts- und Wachstumspaktes ab diesem Jahr zu erfüllen. Dies 
kann es erforderlich machen, dass, sobald sich der wirtschaft- 
liche .Aufschwoing eingestellt hat, zusätzlich zu den im aktuali- 
sierten Stabilitätsprogramm für 2001 enthaltenen Maßnahmen 
Ermessensmaßnahmen ergriffen werden. 

Gesunde öffentliche Finanzen sollten durch die entschiedene 
Durchführung von Strukrurreformen zur Verbesserung des 
deutschen Wachstumspotenzials, namentlich am Arbeitsmarkt 
und bei den Sozialversicherungs- und -leistungssystemen. ge- 
stützt werden. Dies ist umso wichtiger, als die deutsche Wirt- 
schaft noch immer mit der Finanzierung des Einigungsprozes- 
ses belastet ist und trotz ihrer Größe nach wie vor höchst 
verwundbar gegenüber e.xternen Schocks ist. 
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Der Rat ersucht die deutschen Behörden nachdrücklich, auf 
allen staatlichen Ebenen für einen strengen Haushaltsvollzug 
Sorge zu trägen. Wie die tatsächlichen Haushaltsergebnisse 
des Jahres 2001 einmal mehr zeigen, wird dies für die Errei- 
chung der projizierten Defizitziele entscheidend sein. Der Rat 
begrüßt die vor kurzem beschlossene Änderung des Haushalts- 
grundsätzegesetzes, in dem festgehalten ist, dass alle staatlichen 
Ebenen zur Erreichung der mittelfristigen Haushaltsziele beitra- 
gen sollten. Er stellt aber fest, dass der in dem Gesetz vorgese- 
hene Mechanismus noch keine volle Gewähr dafür gibt, dass 
sämtliche staatlichen Ebenen die gemeinsam vereinbarten Ziele 
erfüllen. Der Rat begrüßt daher die Absicht der Bundesregie- 
rung, im Wege von Vereinbarungen mit den regionalen Regie- 
rungsebenen alle Anstrengungen zu unternehmen, um sicher- 
zustellen, dass die genannten Haushaltsziele erreicht werden. 

Der Rat stellt mit Befriedigung fest, dass die deutschen Behör- 
den ihre Bemühungen, den Schuldenstand unter den Referenz- 
wert des EU-Vertrags zurückzuführen, fortsetzen wollen. In 
Anbetracht der beträchtlichen Mehrbelastungen, die infolge 
der Bevölkerungsalterung auf die öffentlichen Haushalte zu- 
kommen werden, gibt jedoch die nur langsame Senkung der 
Schuldenquote angesichts der Notwendigkeit, die langfristige 
Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen sicherzustellen, Anlass 


zu Besorgnis. Wenn der Schuldenabbau einen nennenswerten 
Beitrag zur Deckung der Haushaltskosten der Bevölkerungsalte- 
rung leisten soll, muss so bald wie möglich eine ausgeglichene 
Haushaltsposition erreicht werden. Neben intensiveren Konsoli- 
dierungsanstrengungen ist die vor kurzem eingeleitete Reform 
des Rentensystems ein Schritt in die richtige Richtung. Dies 
muss noch durch Strukturreforraen zur Steigerung der Er- 
werbstätigenquoten, insbesondere von Frauen und älteren Ar- 
beitskräften, ergänzt werden. Entsprechende Maßnahmen soll- 
ten so bald wie möglich durchgeführt werden, da sich die 
Bevölkerungsalterung schon bald auf die Haushalte auswirken 
wird. 

Die Aktualisierung von 2001 enthält keine Projektionen für die 
langfristige Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen entspre- 
chend dem revidierterv Verhaltenskodex. Das Programm enthält 
Einzelheiten zu der jüngsten Rentenreform. Diese Reformen 
sind zwar ein Schritt in die richtige Richmng, jedoch könnten 
in Zukunft weitere Reformen erforderlich sein. Die Anhebung 
der Erwerbstätigenquoten, insbesondere von Frauen und älteren 
Arbeitnehmern, wird ein Kernstück der Gesamtstrategie zur 
Vorbereitung auf die Bevölkerungsalterung sein. Deutschland 
steht vor der wesentlichen Herausforderung, eine ausgeglichene 
Haushaltsposition zu erreichen und diese sodann langfristig 
aufrechtzuerhalten. 


STELLUNGNAHME DES RATES 
vom 12. Februar 2002 

zum 2001 aktualisierten Stabilitätsprogramm Irlands für 2002 — 2004 

(2002/C 51/02) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Ge- 
meinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1466/97 des Rates vom 
7. Juli 1997 über den Ausbau der haushaltspolitischen Über- 
wachung und der Überwachung und Koordinierung der Wirt- 
schaftspolitiken ('), insbesondere auf Artikel 5 Absatz 3, 

auf Empfehlung der Kommission, 

nach .Anhörung des Wirtschafts- und Finanzausschusses — 


GIBT FOLGENDE STELLLINGNAHME AB: 

Am 12. Februar 2002 prüfte der Rat die Fortschreibung des 
irischen Stabilitätsprogramms für den Zeitraum 2002 — 2004. 
Die Fortschreibung entspricht weitgehend dem reridierten 
Kodex betreffend Inhalt und Form der Stabilitäts- und Konver- 
genzprogramme („Code of conduct on the content and format 


(') ABI. L 209 vom 2.8.1997 


of stability and convergence programmes“) (-), auch wenn 
einige Daten nicht den EU-Standards entsprechen. Der Rat stellt 
fest, dass das makroökonomische Szenario der Fortschreibung 
eine Verlangsamung des realen BIP-Wachstums vorsieht, und 
zwar von 11,5 % im Jahr 2000 auf knapp unter 7 % im Jahr 
2001 und weiter auf unter 4 % im Jahr 2002, gefolgt von 
einem Aufschwung, der das Wirtschaftswachstum auf die für 
Irland mittelfristig tragfähige Rate von rund 5 bis 6 % zurück- 
bringt. 

Für 2001 wird ein gesamtstaatlicher Überschuss von knapp 
1,5 % des BIP erwartet, d. h. mehr als 2,5 Prozentpunkte ge- 
ringer als veranschlagt, wofür in erster Linie der Wirtschafts- 
abschwung verantwortlich gemacht wird. Der Rat bedauert, 
dass sich der geplante Pfad des gesamtstaatlichen Haushalts 
offensichtlich infolge dieses hinter den Prognosen zurückblei- 
benden Ergebnisses in der jüngsten Fortschreibung ab 2002 
nach unten verschoben hat. Der Rat stellt fest, dass der in 
der jüngsten Fortschreibung enthaltene Pfad des Haushalts 
dem bisherigen Ansatz, hohe Überschüsse und eine weitere 
Rückführung der Schuldenquote anzustreben, nicht mehr folgt. 
In der Fortschreibung werden ein Überschuss von 0,7 % des 
BIP im Jahr 2002 (0,2 % des BIP ohne die Übertragung der 


(h Geänderte Stellungnahme des Wirtschafa- und Finanzausschusses 
zu Inhalt und Form der Stabilitäts- und Konvergenzprogramme 
(„Revised Opinion of the Economic and Financial Committee on 
the content and format of stabilit)' and convergence programmes"), 
vom Rat „Wirtschaft und Finanzen" am 10. Juli 2001 gebilligt. 
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Zentralbank, die kaum als Defizit reduzierende Maßnahme in 
Frage kommt) und geringfügige Defizite in Höhe von 0,5 % 
bzw. 0,6 % des BIP in den Jahren 2003 und 2004 angestrebt. 
Für die Schuldenquote wird erwartet, dass sie sich auf dem 
niedrigen Niveau von 34 % weitgehend stabilisiert. Der Rat 
nimmt mit Besorgnis zur Kenntnis, dass die Entwicklung hin 
zu einem geringfügigen Defizit im Zeitraum 2003 — 2004 mit 
einer erneuten Konjunkturbeschleunigung auf eine mittelfristig 
tragfähige Wachstumsrate zusammenfällt. Der Rat räumt 
jedoch ein, dass diese Defizite umfangreiche „technische Rück- 
stellungen“ für nicht näher spezifizierte zukünftige Haushalts- 
maßnahmen sowie zunehmend hohe Rückstellungen für „un- 
vorhergesehene Entwicklungen" beinhalten. 


Der Rat stellt fest, dass sich die Einnahmenquote nach den 
Projektionen des Stabilitätsprogramms im Verlauf des Pro- 
grammzeitraums (trotz einer weitgehend stabilen Steuerbelas- 
tung) insgesamt rückläufig entwickelt, während die Ausgaben- 
quote (einschließlich der Rückstellungen für unvorhergesehene 
Ausgaben) kontinuierlich zunimmt. Der Rat nimmt zur Kennt- 
nis, dass die jüngsten Wachstumsraten der laufenden Ausgaben 
und Investitionen, die in dem Bestreben begründet sind, den 
Inffastrukturbedarf zu decken und die Unzulänglichkeiten in 
der öffentlichen Verwaltung zu beseitigen, ohne einnahmensei- 
tige Eingriffe nicht aufrecl* erhalten werden können. 


Während nach Einschätzung des Rates die Haushaltsvor- 
anschläge der vorangegangenen Stabilitätsprogramme in vollem 
Umfang den Anforderungen des Stabilitäts- und Wachstums- 
paktes entsprachen, nimmt er jetzt besorgt zur Kenntnis, dass 
die Projektionen der neuen Fortschreibung — einschließlich der 
konjunkturbereinigten Bewertung — ab 2003 der Anforderung 
des Paktes eines nahezu ausgeglichenen Haushalts nicht mehr 
entsprechen könnten. Das Ziel eines nahezu ausgeglichenen 
Haushalts über den Programmzeitraum wird weitgehend einge- 
hälten, wenn die in den Zielen für 2003 — 2004 enthaltenen 
Rückstellungen für unvorhergesehene Ausgaben nicht verwen- 
det werden. Daher fordert der Rat die irische Regierung nach- 
drücklich auf, die Einhaltung des Paktes über den Programm- 
zeitraum sicherzustellen. Der Rat stellt fest, dass eine Marge 
vorhanden ist, die es ermöglicht, den Referenzwert von 3 % 
des BIP im Programmzeitraum nicht zu überschreiten. 


Der Rat erinnert daran, dass er am 6. November 2001 in 
seinen Schlussfolgemngen zu den wirtschaftlichen und budge- 
tären Entwicklungen in Irland nach der Empfehlung vom 12. 
Februar 2001 (') die Notwendigkeit hervorgehoben hat, ange- 
sichts der Oberhitzungserscheinungen den finanzpolitischen 
Kurs weiterhin sorgfältig im Auge zu behalten. Er hatte sich 
insbesondere für einen alles-in allem neutralen Haushalt 2002 
ausgesprochen. Auf der Grundlage der in der Fortschreibung 
angestrebten Ziele deutet die Veränderung des konjunkturberei- 
nigten Haushaltssaldos für 2002 auf einen im Großen und 
Ganzen neutralen finanzpolitischen Kurs hin, was mit den 
Schlussfolgerungen des Rates vom November im Einklang 
steht. Der Rat stellt fest, dass das angestrebte Ergebnis für 
den gesamtstaadichen Haushaltssaldo 2002 verschiedene Risi- 
ken birgt. Der Rat fordert die irische Regierung nachdrücklich 
auf sicherzustellen, dass 2002 ein weitgehend neutraler haus- 
haltspolitischer Kurs verfolgt wird. 

Der Rat begrüßt die weiteren Fortschritte, die — wie in der 
Fortschreibung beschrieben — im Hinblick auf die Verringe- 
rung der Angebotsengpässe in den wichtigen Bereichen Steuer- 
reform und Infrastrukturinvestitionen erzielt worden sind. Er 
bedauert jedoch, dass die neue Fortschreibung keinerlei Pläne 
zur Einführung eines mittelfristigen Rahmens zur Steuerung 
der öffentlichen Ausgaben oder zur Verbesserung der Aus- 
gabenkontrolle enthält. Der Rat empfiehlt der irischen Regie- 
rung, diese Themen — wie in den Grundzügen der Wirt- 
schaftspolitik 2001 gefordert — vordringlich anzugehen. 

Nach Auffassung des Rates verfügt Irland über eine gute Aus- 
gangsposition, um die durch die alternde Gesellschaft entste- 
henden Haushaltsbelastungen aufzufangen. Jedoch sollte die 
langfristige Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen nicht als 
selbstverständlich betrachtet werden, da in den kommenden 
Jahrzehnten mit einem deutlichen Anstieg der öffentlichen Aus- 
gaben für Renten und Gesundheitsvorsorge zu rechnen ist. 
Sollte sich das in der Fortschreibung veranschlagte strukturelle 
Defizit tatsächbch einstellen, würde dies die jüngst erzielten 
Erfolge hinsichtlich der langfristigen Tragfähigkeit der öffent- 
lichen Finanzen stoppen. Dennoch nimmt der Rat mit Befrie- 
digung zur Kenntnis, dass in Irland eine breit angelegte Strate- 
gie verfolgt wird, um sich auf die Problematik der alternden 
Bevölkerung vorzubereiten, und dass insbesondere auch weiter- 
hin 1 % des BSP als jährlicher Beitrag für den National Pensions 
Reserve Fund abgezweigt wird. 


(') ABI. L 69 vom 10.3,2001. 
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STELLUNGNAHME DES RATES 
vom 12. Februar 2002 

zum aktualisierten Stabilitätsprogramm Frankreichs für 2003 — 2005 

(2002/C 51/03) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Ge- 
meinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1466/97 des Rates vom 
7. Juli 1997 über den Ausbau der haushaltspolitischen Über- 
wachung und der Überwachung und Koordinierung der Wirt- 
schaftspolitiken (‘), insbesondere auf Artikel 5 Absatz 3, 

auf Empfehlung der Kommission, 

nach Anhörung des Wirtschafts- und Finanzausschusses — 
GIBT FOLGENDE STELLUNGNAHME AB: 

Am 12. Februar 2002 prüfte der Rat Frankreichs aktualisiertes 
Stabilitätsprogramm für den Zeitraum 2002 — 2005. 

In der Fortschreibung 2001 des Stabilitätsprogramms wird das 
reale BIP-Wachstum für 2001 mit 2,3 % und für 2002 mit 
2,5% angesetzt. Von 2003 bis 2005 stützen sich die Projek- 
tionen auf zwei makroökonomische Szenarien: ein „vorsichti- 
ges" Szenario, bei dem das BIP-Wachstum durchschnittlich 
2,5 %, d. h. das gegenwärtige Niveau des Potenzialwachstums, 
erreicht, und ein „günstiges" Szenario, bei dem sich das reale 
BIP-Wachstum auf 3 % beschleunigen würde. Das gesamtstaat- 
liche Defizit wird den Schätzungen zufolge 2001 unverändert 
bleiben und 2002 bei 1,4% des BIP und damit auf dem glei- 
chen Stand wie 2000 liegen. Von 2003 bis 2005 dürfte das 
öffentliche Defizit nach dem vorsichtigen Szenario auf 1,3 % 
des BIP im Jahr 2003 und 0,5 % des BIP im Jahr 2004 zurück- 
gehen; 2005 soll ein ausgeglichener Haushalt erreicht werden. 
Falls sich das günstige Szenario bestätigen sollte, würde die 
Haushaltsanpassung rascher verlaufen und schon 2004 ein aus- 
geglichener Haushalt und 2005 ein Haushaltsüberschuss von 
0,3% des BIP erreicht. Der öffentliche Schuldenstand wird 
2001 auf 57,1 % des BIP geschätzt und soll den Projektionen 
des vorsichtigen Szenarios zufolge 2005 auf 52,9% des BIP 
und nach dem günstigen Szenario auf 51,8 % des BIP zurück- 
geführt werden. 

Nach Auffassung des Rates enthalten die makroökonomischen 
Projektionen auf kurze Sicht gewisse Risiken: ln neueren Prog- 
nosen wird für 2001 ein reales BIP-Wachstum von höchstens 
2 % und 2002 von 1,5% erwartet; demzufolge stellt der Rat 
fest, dass das öffentliche Defizit im Jahr 2002, dem Ausgangs- 
jahr der Projektionen, wahrscheinlich weniger günstig ausfallen 
wird als anfangs erwartet. Für die folgenden Jahre hält der Rat 
das „vorsichtige" Szenario, in dem das reale BIP-Wachstum von 
2003 bis 2005 mit durchschnittlich 2,5 % angesetzt wird, für 
das plausiblere. 

Der Rat stellt fest, dass das gesamtstaatliche Defizit nach den 
Projektionen des vorsichtigen Szenarios erst ab 2004 in erheb- 
lichem Maße reduziert würde. Für 2003 wird nur ein gering- 
fügiger Rückgang erwartet, und das Defizit würde 2003 unge- 
fähr auf dem gleichen Stand wie 2000 bleiben. Im Zeitraum 


2000 — 2003 bleibt das Defizit auch konjunkturbereinigt im 
Großen und Ganzen unverändert. Trotz eines Defizits in den 
ersten Jahren, das höher als erwanet ist, wird 2005 noch ein 
ausgeglichener Haushalt erreicht. Dies ist dennoch ein Jahr 
später, als in der Stellungnahme vom vergangenen Jahr emp- 
fohlen wurde. Der Rat fordert die französischen Behörden da- 
her nachdrücklich auf, jede Gelegenheit zu nutzen, um 2004 
einen ausgeglicheneren Haushalt zu erreichen. 

Die in der Fortschreibung 2001 des Stabilitätsprogramms ent- 
haltenen Haushaltsziele entsprechen in den Jahren 2004 und 
2005 der im Stabilitäts- und Wachstumspakt enthaltenen For- 
derung nach einem ausgeglichenen Haushalt 'oder einem Haus- 
haltsüberschuss, wenngleich ein auch in konjunkturbereinigter 
Betrachtung ausgeglichener Haushalt erst für 2005 erwartet 
wird. Die fundamentale Haushaltsposition bietet jedoch eine 
Sicherheitsmarge, so dass der Schwellenwert von 3 % des BIP 
für das Defizit ab 2001 trotz der in den makroökonomischen 
Projektionen enthaltenen Risiken nicht mehr überschritten wür- 
de. 

Frankreichs Haushaltsstrategie stützt sich auf im Voraus fest- 
gelegte mehrjährige Normen für die Realausgaben. Der Rat 
begrüßt eine solche Strategie, da eine klare, verbindliche Aus- 
gabennorm seines Erachtens eine transparente Haushaltsanpas- 
sung gewährleistet. Der Rat stellt jedoch auch fest, dass vor 
dem Hintergrund einer mit den offiziellen Erwartungen über- 
einstimmenden makroökonomischen Entwicklung die Einhal- 
tung der in dem Stabilitätsprogramm 1998 für den Zeitraum 
2000 — 2002 festgelegten Ausgabennorm den für den gleichen 
Zeitraum projizierten Abbau des gesamtstaatlichen Defizits 
trotz Durchführung der Steuerreform im Großen und Ganzen 
sichergestellt hätte. Der Rat stellt insbesondere fest, dass 2002 
ein etwas schnellerer Ausgabenanstieg geplant ist, als in den 
Grundzügen der Wirtschaftspolitik 2001 empfohlen wird. Der 
Rat begrüßt aber, dass die mehrjährige Ausgabennorm für den 
Zeitraum 2003 — 200 5 nunmehr auf 4% zurückgenommen 
worden ist. Der Rat ruft die französische Regierung dazu auf, 
diese Norm uneingeschränkt einzuhalten. 

Der Rat begrüßt die Absicht, etwaige steuerliche Entlastungen 
nach 2003 vom Wachstum des realen BIP sowie davon, ob ein 
ausgeglichener Haushalt oder ein Haushaltsüberschuss erreicht 
wird, abhängig zu machen. 

Der angestrebte ausgeglichene Haushalt ist eine notwendige 
Voraussetzung für langfristig tragfähigere öffendichen Finanzen 
in Anbetracht der Belastungen, die wegen der Alterung der 
französischen Gesellschaft auf den Haushalt zukommen. Der 
Rat stellt fest, dass die in der Fortschreibung 2001 skizzierte 
Strategie, mit der Vorsorge für diese Herausforderung getroffen 
w'erden soll, ehrgeiziger sein sollte. Der Rat hält es für erfor- 
derlich, dass Frankreich so rasch wie möglich weitere Fort- 
schritte bei der Rentenreform erzielt. 


(') .ABI. L 209 vom 2. S. 1997. 
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STELLUNGNAHME DES RATES 
vom 12. Februar 2002 

zum aktualisierten Stabilitätsprogramm Griechenlands für 2001 — 2004 

(2002/C 51/04) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Ge- 
meinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1466/97 des Rates vom 
7. Juli 1997 über den Ausbau der haushaltspolitischen Über- 
wachung und der Überwachung und Koordinierung der Wirt- 
schaftspolitiken (■), insbesondere auf Artikel 5 Absatz 3, 

auf Empfehlung der Kommission, 

nach Anhörung des Wirtschafts- und Finanzausschusses — 
GIBT FOLGENDE STELLUNGNAHME AB: 

Am 12. Februar 2002 prüfte der Rat die Fortschreibung für das 
Jahr 2001 des Stabilitätsprogramms Griechenlands für den 
Zeitraum 2001 — 2004. 

Das reale BlP-Wachstum blieb 2001 mit 4,1 % robust, auch 
wenn es aufgrund der Verschlechterung des außenwirtschaftli- 
chen Umfeli niedriger ausfiel, als im Stabihtätsprogramm 
2000 projiziert. Die unter dem Einfluss des Energiepreis- 
anstiegs im Jahr 2000 auflebende Inflation ließ ab dem Som- 
mer 2001 wieder nach, doch könnte sich diese Besserungsten- 
denz in den kommenden Monaten wieder abschwächen. Der 
gesamtstaatliche Haushalt soll nach dem aktualisierten Pro- 
gramm im Jahr 2001 (einschließlich nichtbudgetärer ÜMTS-Er- 
löse in Höhe von 0,4 % des BIP) einen Überschuss von 0,1 % 
des BIP aufweisen, anstelle von 0,5 % des BIP laut Stabilitäts- 
programm 2000. 

Das aktualisierte Stabilitätsprogramm unterstellt ein jährliches 
reales BIP-Wachstum von rund 4 % im Jahresdurchschnitt 
2002 — 2004, gegenüber 5,4 % im Stabilitätsprogramm 2000. 
Der Rat hält das projizierte reale BIP-Wachstum, das durch 
hohe private und öffentliche Investitionen unterstützt werden 
dürfte, für erreichbar. Der Rat nimmt zur Kenntnis, dass über 
den gesamten Programmzeitraum hinweg sowohl tatsächliche 
als auch konjunkturbereinigte Haushaltsüberschüsse projiziert 
werden und die Projektionen der Vorgabe des Stabilitäts- und 
Wachstumspakts entsprechen, wonach der Haushalt ausgegli- 
chen sein oder einen Überschuss aufweisen soll. 

Der Rat stellt fest, dass die öffentliche Schuldenquote nunmehr 
von 99,6 % des BIP im Jahr 2001 auf 90,0 56 des BIP im Jahr 
2004 zurückgehen soll, anstatt auf 84,0 % des BIP, wie im 
Stabilitätsprogramm 2000 vorgesehen. Der Rat stellt außerdem 
fest, dass die Verbesserung des gesamtstaatlichen Finanzierungs- 
saldos im Zeitraum 2002 bis 2004 vor allem auf dem stetigen 
Rückgang der Zinszahlungen beruht; hingegen wird nicht mit 
einer Kürzung der laufenden Primärausgaben gerechnet. 
Außerdem geht der gesamtstaatliche Primärüberschuss im Ver- 


hältnis zum BIP, auch wenn er bis 2004 auf hohem Niveau 
liegt, im Bezugszeitraum allmählich zurück. Der Rat fordert die 
griechischen Behörden nachdrücklich auf, unverzüglich eine 
klare bindende Norm für die laufenden Primärausgaben fest- 
zulegen, wie er es in seiner Stellungnahme zum Stabilitätspro- 
gramm 2000 empfohlen hatte (-). 

Nach Ansicht des Rates sollten angesichts des hohen Schulden- 
stands hohe Primärüberschüsse von mehr als 6 % des BIP bei- 
behalten und, falls erforderlich, weitere Konsolidierungsanstren- 
gungen unternommen werden. Auf kurze Sicht sollte die Preis- 
entwicklung aufmerksam im Auge behalten werden, vor allem 
im Hinblick auf die bevorstehenden Lohnvefhandlungen. In 
Anbetracht der noch immer sehr hohen öffentlichen Schulden- 
quote sowie der in Aussicht stehenden steigenden Haushalts- 
kosten aufgrund der Bevölkerungsalterung drängt der Rat die 
griechische Regierung, die derzeit günstige makroökonomische 
Situation zu nutzen, um den öffentlichen Schuldenstand mög- 
lichst rasch zu senken. Der Rat stellt fest, dass das Programm 
einen erheblich langsameren Schuldenabbau vorsieht, als ange- 
sichts des erwarteten BlP-Wachstums und des projizierten Pri- 
märüberschusses angebracht wäre. Der Rat ersucht die Behör- 
den, bei künftigen Aktualisierungen des Programms ausführ- 
lichere Informationen über Finanztransaktionen vorzulegen, da- 
mit ein besseres Verständnis der Schuldenentwicklung ermög- 
licht wird. 

Der Rat stellt fest, dass die Verstärkung der Strukturreformen 
zu den zentralen wirtschaftspolitischen Zielen des aktualisierten 
Programms gehört; obgleich in diesem Bereich in den letzten 
Jahren beträchtliche Fortschritte erzielt worden sind, müssen 
auf den Produkt-, Dienstleistungs- und Arbeitsmärkten doch 
weitere Strukturreformen durchgeführt werden, um die Leis- 
tungsfähigkeit der Märkte und die Wettbewerbsfähigkeit der 
Wirtschaft zu verbessern; der Rat ermutigt die Regierung, die 
notwendigen Reformen rasch in Angriff zu nehmen. Der Rat 
begrüßt, dass die Regierung die Ausgabenbudgetierung und 
-Verwaltung im öffentlichen Sektor reformieren will. 

Der Rat begrüßt die im aktualisierten Programm enthaltenen 
Informationen zur langfristigen Tragfähigkeit der öffentlichen 
Finanzen. Der Rat sieht eine ernsthafte Gefahr, dass aufgrund 
der Bevölkerungsalterung in der Zukunft Haushaltsungleichge- 
wichte entstehen, und hält eine Reform des öffentlichen Ren- 
tensystems für erforderlich. Der Rat stellt fest, dass in diesem 
Bereich 2001 keine Fortschritte erzielt wurden und das aktua- 
lisierte Programm keine genauen Pläne oder Termine für die 
Rentenreform enthält. Der Rat empfiehlt, dass die Regierung 
die Reform des Rentensystems unverzüglich in Angriff nimmt. 


(') ABL L 209 vom 2.S.1997. 


(-) .ABI. C .'7 vom 9.3.2001. 
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STELLUNGNAHME DES/ RATES 
vom 12. Februar 2002 

zum aktualisierten Stabilitätsprogramm Italiens für 2001 — 2005 

(2002/C 51/05) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Ge- 
meinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1466/97 des Rates vom 
7. Juli 1997 über den Ausbau der haushaltspolitischen Über- 
wachung und der Überwachung und Koordinierung der Wirt- 
schaftspolitiken ('). insbesondere auf Artikel 5 Absatz 3, 

auf Empfehlung der Kommission, 

nach Anhörung des Wirtschafts- und Finanzausschusses — 
GIBT FOLGENDE STELLUNGNAHME AB: 

Am 12. Februar 2002 hat der Rat das aktualisierte Stabilitäts- 
programm Italiens für den Zeitraum 2001 — 2005 geprüft. 

Die neue Fortschreibung entspricht im Großen und Ganzen 
den Anforderungen des revidierten „Verhaltenskodex betreffend 
Inhalt und Form der Stabüitäts- und Konvergenzprogram- 
me'' (^), wenngleich bei der Aggregation der Staatseinnahmen 
und -ausgaben geringfügige Widersprüche zum ESVG 95 be- 
stehen. 

Der Rat begrüßt es, dass Itaben dafür eintritt, während des 
gesamten Programmzeitraums weiter hohe Primärüberschüsse 
zu erzielen und gleichzeitig für eine gewisse steuerliche Ent- 
lastung zu sorgen. Er stellt außerdem mit Befriedigung fest, 
dass die Ziele der vorigen Fortschreibung für den gesamtstaat- 
lichen Budgetsaldo in den Jahren 2002 und 2003 bestätigt 
werden. Er begrüßt insbesondere, dass für 2003 ein ausgegli- 
chener Haushalt angestrebt wird. Trotz eines niedrigeren 
Wachstums als erwartet liegt das projizierte Defizit für das 
Jahr 2001 entsprechend den Grundzügen der Wirtschaftspolitik 
für 2001 nur geringfügig über den ursprünglichen Zielsetzun- 
gen. Der Rat erkennt zwar die marktbedingten Schwierigkeiten 
bei der Verwirklichung der Privatisierungsziele an, er bedauert 
jedoch, dass die Rüclrführung der Schuldenquote unter 100 % 
des BIP — entgegen Italiens Verpflichtungen seit 1998 — nun- 
mehr um ein Jahr verschoben wird. 

Das dem Programm zugrunde liegende makroökonomische 
Szenario geht von einer Beschleunigung des realen BlP-Wachs- 
tums bereits Ende 2001 aus, das sich 2003 und in den Jahren 
danach weiter verstärken würde, wo eswartet wird, dass sich, 
das Wirtschaftswachstum bei etwa 3 % stabilisiert. Unterstützt 
wird dies durch Strukturreformen. Auf kurze Sicht basiert das 
makroökonomische Szenario jedoch auf außenwirtschaftlichen 
Annahmen, die die im Jahr 2001 beobachtete Verschlechterung 
der weltwirtschaftlichen Aussichten nicht hinreichend wider- 
spiegeln. Der Rat bemerkt daher, dass bei dem makroökonomi- 
schen Szenario das Risiko einer nach unten abw’eichenden Ent- 
wicklung überwiegt. 


Die Haushaltsziele für 2002 und 2003 hängen in hohem Maße 
von einmaligen Maßnahmen ab, insbesondere von der Ver- 
äußerung von staatlichem Immobilienvermögen, während nur 
wenige Details zur geplanten erheblichen Senkung der Aus- 
gaben ohne Zinsen im Verhältnis zum BIP im Programmzeit- 
raum geliefert werden. Der Rat bemerkt, dass der starke Rück- 
griff auf einmalige Transaktionen während eines Konjunktur- 
abschwungs durch Maßnahmen zur Eindämmung laufender 
Primärausgaben ersetzt werden sollte, die noch zu klären sind. 

Der Rat stellt fest, dass die projizierte mittelfristige Haushalts- 
position eines nahezu ausgeglichenen oder eines — ab 2003 — 
einen Überschuss aufweisenden Haushalts mit dem Stabilitäts- 
und Wachstumspakt in Einklang steht. Der Rat vermerkt, dass 
es eine Sicherheitsmarge gibt, so dass die Defizitschwelle von 
3 % des BIP während des gesamten Programmzeitraums nicht 
überschritten ward. 

Der Rat erachtet es als grundlegend, dass auf mittlere Sicht, wie 
geplant, ein ausgeglichener Haushalt erreicht wird und dass die 
erforderlichen hohen Primärüberschüsse in der Größenordnung 
von 5 % des BIP durch Maßnahmen sichergestellt werden, die 
auf eine dauerhafte Senkung der laufenden Primärausgaben 
abzielen. Eine sorgfältige Gestaltung und rechtzeitige Durchfüh- 
rung solcher Maßnahmen ist umso wichtiger in Anbetracht der 
Herausforderungen, die die geplante Steuerreform mit sich 
bringen ward, zumal sie zu einem weiteren deutlichen Rück- 
gang der Steuerquote führen dürfte. Der Rat fordert Italien 
nachdrücklich auf. Normen für eine wirksamere Überwachung 
und Eindämmung der laufenden Ausgaben auf allen Ebenen 
einzuführen. Er empfiehlt außerdem, dass Italien den Konsoli- 
dierungskurs bei den öffentlichen Finanzen nach 2003 auch 
dann entschlossen fortsetzt, wenn die tatsächliche Wirtschafts- 
entwicklung die im Programm enthaltenen Annahmen über ein 
hohes Trendwachstum nicht bestätigen sollte. 

Der Rat stellt fest, dass Italiens Fähigkeit, die durch die Alte- 
rung bedingten Ungleichgewachte zu bewältigen, entscheidend 
davon abhängt, dass auch auf lange Sicht hohe Primärüber- 
schüsse erzielt werden und die Erwerbsquote stark gesteigert 
wird. Die bisherigen Reformen des Rentensystems haben ge- 
holfen, das Wachstum der Rentenausgaben zu zügeln. Der Rat. 
ermutigt Italien, die Rentenreform zügiger durchzuführen, um 
die Ausgaben einzudämmen und ergänzende private Alters- 
sicherungssysteme zu fördern, wie in dem Programm erwähnt 
wird. Außerdem weist er auf die zentrale Bedeutung von Ar- 
beitsmarktreformen und einer schnelleren Rückführung der 
Schuldenquote angesichts der Notwendigkeit hin, die Erw-erbs- 
quoten anzuheben und Vorsorge für die konkurrierenden An- 
sprüche an die öffentlichen Haushaltsmittel zu treffen. 


(') .5BI. L 209 vom 2.S.1997. 

(-) „Revised Opinion of the Economic and Financial Committee on the 
Content and formal of stabilin' and converge programmes“, vom 
Ecofin-Rat am 10. Juli 2001 gebilligt. 
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STELLUNGNAHME DES RATES 
vom 12. Februar 2002 

zum aktualisierten Konvergenzprogramm des Vereinigten Königreichs für 2000/01 bis 2006/07 

(2002/C 51/06) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Ge- 
meinschaft. 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1466/97 des Rates vom 
7. Juli 1997 über den Ausbau der haushaltspolitischen Über- 
wachung und der Überwachung und Koordinierung der Wirt- 
schaftspolitiken ('), insbesondere auf Artikel 9 Absatz 3, 

auf Empfehlung der Kommission, 

nach Anhörung des Wirtschafts- und Finanzausschusses — 
GIBT FOLGENDE STELLUNGNAHME AB: 

Der Rat prüfte am 12. Februar 2002 das aktualisierte Konver- 
genzprogramm des Vereinigten Königreichs für den Zeitraum 
2000/01 bis 2006/07. Das Programm rechnet mit einem öffent- 
lichen Defizit von 0,2 % des BIP im Finanzjahr 2001/02, einem 
Defizit von 1,1 % im Finanzjahr 2002/03, das 2003/04 auf 
1,3 % des BIP ansteigen würde, bevor es in den beiden letzten 
Programmjahren 2005/06 und 2006/07 wieder auf 1 % des BIP 
zurückgeht. Der Rat hält es für angemessen, dass in dem Pro- 
gramm die durch eine solide Geld- und Finanzpolitik und wei- 
tere Stmkturreformen unterstützte Sicherung der makroöko- 
nomischen Stabilität in den Vordergrund gestellt wird. 

Das Programm stützt sich auf einen makroökonomischen Rah- 
men, der 2001 ein BIP-Wachstum von 2,25 % und 2002 ein 
gleich hohes Wachsmm aufweist, das 200 3 auf 3 % ansteigt, 
bevor es 2004 wieder auf die Trendrate von 2,5 % zurückgeht. 
Der Rat hält die makroökonomischen Vorausschätzungen und 
die Annahmen für den Wachsmmstrend von 2,5/6 für realis- 
tisch. Er stellt fest, dass die Projektionen in dem Programm für 
die öffentlichen Finanzen vorsichtshalber von einem geringeren 
Wachstumstrend, nämlich 2,25 %, ausgehen. 

Bezüglich Inflation und Zinsen erfüllt das Vereinigte Königreich 
weiterhin die Konvergenzkriterien mit einer gewissen Marge. 
Der Rat stellt fest, dass der geldpolitische Rahmen, bei dem 
ein Inflationsziel festgesetzt wird und die Bank von England 
die operative Verantwortung für Zinsänderungen hat, eine 
wichtige Voraussetzung für geringe Inflationserwartungen 
war. Er nimmt außerdem zur Kenntnis, dass das Inflationsziel 
nach den Projektionen des Programms unter den derzeitigen 
politischen Rahmenbedingungen während des Programmzeit- 
raums eingehalten werden kann. Das Vereinigte Königreich er- 
füllt schon seit einiger Zeit das Konvergenzkriterium, das den 
langfristigen Zinssatz betrifft. Dies unterstreicht die Glaubwür- 
digkeit, die dem stabilitätsorientierten Rahmen für die makro- 
ökonomische Politik im Vereinigten Königreich zuerkannt wird. 
Der Rat empfiehlt, dass das Vereinigte Königreich seine stabili- 
tätsorientierte Politik fortsetzt, um einen stabilen Wechselkurs 


zu gewährleisten, was wiederum zu einem noch stabileren 
wirtschaftlichen Umfeld beitragen dürfte. 

Der gesamtstaatliche Haushalt wird im laufenden Finanzjahr 
2001/02 sowohl in effektiven Zahlen als auch konjunkturberei- 
nigt nahezu ausgeglichen sein und damit den Anforderungen 
des Stabilitäts- und Wachstumspakts genügen. Der Rat stellt 
aber auch fest, dass für 2002/03 ein Defizit von etwas über 
1 % des BIP erwartet wird, das in den darauf folgenden Jahren 
des Programmzeitraums bis 2006/07 ungefähr in gleicher Höhe 
anhalten dürfte. Damit würde sich nunmehr ein Defizit von 
etwa 1 % des BIP bereits ein Jahr früher ergeben als nach der 
vorigen Fortschreibung, was im Wesentlichen vorübergehenden 
Wirtschaftsfaktoren zuzuschreiben wäre (u. a. einem geringeren 
BIP als zuvor projiziert und geringeren Untemehmensgewin- 
nen). Der Rat nimmt zur Kenntnis, dass das Defizit von 1 % 
des BIP den Projektionen zufolge auf mittlere Sicht sowohl in 
nicht bereinigter als auch in konjunkturbereinigter Betrachtung 
fortbestehen würde, wenn man von einer sehr vorsichtigen 
Annahme für die Trendrate des Wachstums von 2,25 % jährlich 
ab 2003/04 ausgeht, sowie infolge von Maßnahmen zur An- 
hebung der niedrigen öffentlichen Investitionen — wie in den 
Grundzügen der Wirtschaftspolitik 2001 nahe gelegt. Ange- 
sichts eines anhaltenden Defizits von etwa 1 % des BIP — bei 
sehr vorsichtiger Wachstumsprognose — verweist der Rat je- 
doch auf die Forderung des Stabilitäts- und Wachstumspakts 
nach einem auf mittlere Sicht „nahezu ausgeglichenen Haushalt 
oder Haushaltsüberschuss". Deshalb fordert der Rat die Regie- 
rung auf, die Lage der öffentlichen Finanzen im Auge zu be- 
halten und bei einer Verschlechterung, die eine Entfernung von 
den Vorgaben des Stabilitäts- und Wachstumspakts mit sich 
bringen würde, erforderlichenfalls Abhilfemaßnahmen zu er- 
greifen. Der Rat begrüßt, dass der gesamtstaatliche Schulden- 
stand im Verhältnis zum BIP niedrig und rückläufig ist. Der 
Bruttoschuldenstand im Verhältnis zum BIP sinkt von 40 % 
2000/01 auf das niedrige Niveau von 36,3 % bis 2006/07. 

Der Rat stellt fest, dass das Programm eine Bewermng der 
langfristigen Aussichten für die öffentlichen Finanzen sowie 
eine Beschreibung der Politik enthält, die verfolgt werden könn- 
te, um die Folgen der alternden Gesellschaft auf ein Mindest- 
maß zu beschränken. Der Rat ist der Ansicht, da.ss sich das 
Vereinigte Königreich, mit einer niedrigen und weiter fallenden 
Schuldenquote gemessen am BIP, in einer guten Ausgangsposi- 
tion befindet, um die Haushaltsbelastungen der alternden Ge- 
sellschaft zu verkraften, und er begrüßt, dass die öffentlichen 
Finanzen bei Fortsetzung der gegenwärtigen Politik tragfähig 
sind. 

Der Rat begrüßt die in dem Programm genannten Strukturre- 
formen. Er nim.mt zustimmend zur Kenntnis, dass die Fort- 
schritte bei den Wirtschaftsreformen zur Steigerung der Pro- 
duktivität beitragen und weitere Verbesserungen am Arbeits- 
markt bringen dürften. 


(') ABI. L 209 vom 2.8.1997, 
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STELLUNGNAHME DES RATES 
vom 12. Februar 2002 

zum aktualisierten Stabilitätsprogramm Portugals fiiir 2001—2005 
{2002/C 51/07) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Ge- 
meinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1466/97 des Rates vom 
7. Juli 1997 über den Ausbau der haushaltspolitischen Über- 
wachung und der Überwachung und Koordinierung der Wirt- 
schaftspolitiken ('), insbesondere auf Artikel 5 Absatz 3, 

auf Empfehlung der Kommission, 

nach Anhörung des Wirtschafts- und Finanzausschusses — 
GIBT FOLGENDE STELLUNGNAHME Aß: 

Am 12. Februar 2002 prüfte der Rat das aktualisierte Stabili- 
tätsprogramm Portugals für den Zeitraum 2002 — 2005. Nach 
dem aktualisierten Programm soll sich der gesamtstaatliche 
Haushalt verbessern und nach einem Defizit von 2,2% des 
BIP 2001 im Jahr 2004 ausgeglichen sein, während 2005 ein 
geringer Überschuss erwartet wird. Der öffentliche Bruttoschul- 
denstand soll von 55,9% des BIP 2001 auf 51,9% 2005 sin- 
ken. Der Rat stellt fest, dass die neue Programmfortschreibung 
weitgehend dem neuen „Verhaltenskodex betreffend Inhalt und 
Form der Stabilitäts- und Konvergenzprogramme“ (-) ent- 
spricht. 

Der Rat stellt fest, dass das geschätzte Defizitergebnis für 2001 
(2,2 % des BIP) deutlich höher ist, als in der Programmfort- 
schreibung vom Januar 2001 projiziert (1,1 % des BIP). Der 
Rat erkennt an, dass diese erhebliche nominale Abweichung 
teilweise auf die Konjunkmrverlangsamung zurückzuführen 
ist, bei der das reale BIP-Wachstum 2001 rund 1,25 Prozent- 
punkte hinter der Prognose der Programmfortschreibung vom 
Januar 2001 zurückgeblieben ist. Allerdings stellt der Rat auch 
fest, dass die Zielverfehlung nur zum Teil durch das niedrigere 
Wachstum zu erklären ist. Auch von der Konjunkturverlang- 
samung unabhängige Faktoren haben dazu beigetragen, na- 
mentlich eine Unterschätzung der mit der 2001 eingefuhrten 
Reform der direkten Steuern verbundenen Eirmahmenausfälle 
und unter den Projektionen liegende Effizienzsteigerungen bei 
der Steuererhebung und -verw'altung sowie weniger günstige 
Entwicklungen bei den laufenden Primärausgaben. Der Rat er- 
kennt an, dass die portugiesische Regierung mit einem im Juni 
2001 verabschiedeten Berichtigungshaushalt Maßnahmen zur 
Eindämmung des Ausgabenanstiegs ergriffen hat. Diese Maß- 
nahmen im Umfang von 0,6 % des BIP reichten allerdings nicht 
aus, um die fehlenden Steuereinnahmen auszugleichen und das 
in der vorangehenden Programmfortschreibung gesteckte Defi- 
zitziel zu erreichen. 


(') ABI. L 209 vom 2.8.1997. 

(-) ..Revised Opinion of the Economic and Financial Committee on the 
Content and format of the stabilit}' and convergence programmes". 
vom Rat .Wirtschaft und Finanzen“ am 10. .72001 gebilligt. 


Nach dem makroökonomischen Basisszenario des aktualisierten 
Programms soll sich das Wirtschaftswachstum von 1,75 % 
2002 auf 3 % in den beiden letzten Jahren des Programmzeit- 
raums beschleunigen, womit sich ein durchschnitdiches jähr- 
liches Wachstum von etwa 2,5 % ergibt. In Anbetracht der 
gegenwärtigen Ungleichgewichte in der portugiesischen Wirt- 
schaft scheint dies realistisch, da der notwendige Anpassungs- 
prozess das mittelfristige Wachstum voraussichtlich dämpfen 
wird. Angesichts des kräftigen Lohnstückkostenanstiegs der 
letzten Jahre und seiner nachteiligen Auswirkungen auf die 
außenwirtschaftliche Wettbewerbsfähigkeit der portugiesischen 
Wirtschaft dürfte der erforderliche Anstieg des Exportwachs- 
tums nicht kraftvoll genug sein, um die geringere Inlandsnach- 
frage wettzumachen. Aus diesen Gründen hält der Rat die vor- 
sichtige Linie des Programms hinsichtlich der mittelfristigen 
Aussichten der portugiesischen Wirtschaft für angemessen. 

Der Rat stellt fest, dass die portugiesischen Behörden an ihrer 
Absicht festhalten, bis 2004 einen ausgeglichenen Haushalt zu 
erzielen, wie dies auch in der letztjährigen Programmfortschrei- 
bung geplant und in den Grundzügen der Wirtschaftspolitik 
empfohlen wurde. Konjunkturbereinigt würde der gesamtstaat- 
liche Haushalt 2004 einen geringen Überschuss aufweisen. Por- 
tugal würde die Anforderungen des Stabilitäts- und Wachs- 
tumspakts damit ab 2004 erfiillen. Der Rat begrüßt, dass das 
Ziel eines ausgeglichenen Haushalts im Jahr 2004 bestätigt 
wird. Wenngleich der Rat anerkennt, dass die Erzielung eines 
ausgeglichenen Haushalts im Jahr 2004 beträchdiche Anstren- 
gungen erfordert, hält er diese doch für notwendig und ermu- 
tigt die portugiesische Regierung, sich entschlossen dafür ein- 
zusetzen. Sobald sich die Konjunkturerholung durchgesetzt hat, 
sollte sich die portugiesische Regierung verstärkt bemühen, ihr 
mittelfristiges Ziel eines Nulldefizits bis 2004 zügig zu verwirk- 
lichen. Hierzu ist eine strikte Einhaltung der Kappungsregel von 
4 % für den Anstieg der nominalen laufenden gesamtstaatlichen 
Primärausgabenansätze in den Haushalten für 2003 und 2004 
erforderlich, und möglicherweise sind auch zusätzliche diskre- 
tionäre Maßnahmen notwendig. 

Der Rat stellt fest, dass das Haushaltsergebnis 2001 von dem 
portugiesischen Konsolidierungspfad in Richtung auf einen- 
„ausgeglichenen oder einen Überschuss aufweisenden Haushalt" 
abweicht. Der Rat begrüßt, dass dieser Pfad 2002 wieder auf- 
genommen werden soll, und vertritt die Auffassung, dass das 
Haushaltsziel 2002 erreicht werden muss. Die portugiesische 
Regierung sollte die Haushaltsennvicklungen im Jahr 2002 ge- 
nau überwachen. Sie sollte ihre Haushaltspläne für dieses Jahr 
sorgfältig Umsetzen, damit eine Verringerung des Defizits si- 
chergestellt ist. Daher sollten sämtliche Maßnahmen, die zu 
einem weiteren Anstieg des öffentlichen Defizits führen könn- 
ten, vermieden werden, und Verschlechterungen der Situation 
auf der Einnahmenseite, die sich nicht durch ein geringeres 
Wirtschaftswachstum als erwartet erklären lassen, sollten durch 
zusätzliche Maßnahmen ausgeglichen werden. Da Portugal 
noch keine ausreichende Sicherheitsmarge geschaffen hat, um 
die Defizitmarke von 3 % des BIP nicht zu überschreiten, muss 
bei Zielabweichungen unverzüglich gehandelt werden. 
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Der Rat drängt die portugiesischen Behörden, in allen Sektoren 
des Staates für einen strikten Haushaltsvollzug zu sorgen. Au- 
ßerdem wurden in dem Programm eine Reihe von wichtigen 
Reformen, insbesondere in Bereichen mit direkter Auswirkung 
auf die öffentlichen Finanzen angekündigt, deren rechtzeitige 
und entschlossene Durchführung für eine erfolgreiche Umset- 
zung der Konsolidierungsstrategie von überragender Bedeutung 
ist. 


Der Rat stellt fest, dass die Schuldenquote weiterhin deutlich 
unter der 60 %-Marke liegt, jedoch für den gesamten Pro- 
grammzeitraum nach oben revidiert wurde. Diese Revision ist 
nur teilweise durch die Entwicklung des gesamtstaatlichen De- 
fizits und des BIP-Wachstums zu erklären. Der Rat ersucht die 
Behörden, in künftigen Programmfortschreibungen detaillier- 


tere Angaben über Finanztransaktionen zu machen, damit ein 
besseres Verständnis der Schuldenenrwicklung gegeben ist. 

Der Rat stellt fest, dass angesichts der Kosten einer alternden 
Bevölkerung für den Haushalt die Nachhaltigkeit der Staats- 
finanzen ausgebaut werden muss. Wenn der Schuldenabbau 
nennenswert zur langfristigen Tragfähigkeit der öffentlichen Fi- 
nanzen beitragen soll, muss das Ziel eines ausgeglichenen 
Haushalts im Jahr 2004 erreicht werden. Zusätzlich sind 
auch Struktuimaßnahmen erforderlich, um die finanzielle Trag- 
fähigkeit des Rentensystems zu stärken. Der Rat stellt mit Be- 
friedigung fest, dass die vor kurzem von den Sozialpartnern 
vereinbarte Reform des Rentensystems in die richtige Richtung 
geht. Die wichtigste Aufgabe besteht für Portugal darin, die 
Rentenreform zu vollenden und die Reformen im Gesundheits- 
wesen fortzusetzen. 


STELLUNGNAHME DES RATES 
vom 12. Februar 2002 

zum aktualisierten Stabilitätsprogramm Spaniens für 2001 — 2005 

(2002/C 51/08) 


DER R-A DER EUROPÄISCHEN UNION — 


gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Ge- 
meinschaft, 


gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1466/97 des Rates vom 
7. Juli 1997 über den Ausbau der haushaltspolitischen Über- 
wachung und der Überwachung und Koordinierung der Wirt- 
schaftspolitiken ('), insbesondere auf Artikel 5 Absatz 3, 


auf Empfehlung der Kommission. 


nach Anhörung des Wirtschafts- und Finanzausschusses — 


GIBT FOLGENDE STELLUNGNAHME Aß: 


Am 12. Februar 2002 prüfte der Rat das aktualisierte Stabili- 
tätsprogramm Spaniens für den Zeitraum 2001 — 2005. Die im 
aktualisierten Programm enthaltenen Informationen entspre- 
chen weitgehend dem neuen Verhaltenskode.x betreffend Inhalt 
und Form der Stabilitäts- und Konvergenzprogramme („Code of 
conduct on the content and format of stability' and convergence 
programmes") (-). Gleichwohl wären vollständigere .Angaben 


(') ABI. L 209 vom 2.S.1997. 

(-) Geänderte Stellungnahme des VVirtschafts- und Finanzausschusses 
zu Inhalt und Form der Stabilitäts- und Konvergenzprogramme 
(„Revised Opinion of the Economic and Financial Committee on 
the content and format of the stability and convergence 
programmes"), vom Rat „Wirtschaft und Finanzen" am 10.7.2001 
gebilligt. 


über langfristige Projektionen wünschenswert gewesen. 
Künftige Programmfortschreibungen sollten vollständiger sein. 

Der Rat stellt mit Befriedigung fest, dass das Vorgängerpro- 
gramm trotz des schwächeren Wachstums weitgehend plan- 
mäßig umgesetzt worden ist. Nach einem Defizit von 0,3 % 
des BIP im Jahr 2000 wurde das Ziel eines ausgeglichenen 
gesamtstaatlichen Haushalts im Jahr 2001 wahrscheinlich er- 
reicht, während das Ziel für die Schuldenquote voraussichtlich 
noch übertroffen wurde. Eine stärker als geplante Ausgaben- 
eindämmung und ein über den Erwartungen liegendes nomi- 
nales BIP trugen zur Erreichung der Haushaltsziele 2001 bei. In 
Anbetracht der schlechteren weltwirtschaftlichen Rahmenbe- 
dingungen wird in der Programmfortschreibung als mittlere 
Prognose angenommen, dass sich das BIP-Wachstum 2002 
auf 2,4 % verlangsamt, ab 2003 aber wieder auf 3 % beschleu- 
nigen und damit in der Nähe der Potenzialrate liegen wird. 
Auch wenn dies auf kurze Sicht etwas optimistisch ist, scheinen 
die mittelfristigen Projektionen angesichts der jüngsten Ent- 
wicklung und des laufenden Aufholprozesses doch plausibel. 
Die projiziene inflationsrate scheint — dank einer jüngst zwi-_ 
sehen den Sozialparmem erzielten Übereinkunft über eine 
maßvollen Lohnentwicklung — erreichbar, auch wenn es rat- 
sam wäre, die Inde.xierung entsprechend der Stellungnahme des 
Rates vom vergangenen Jahr in Lohnverhandlungen abzuschaf- 
fen. 

Die Haushaltskonsolidierung im Zeitraum 2002 bis 2005 ba- 
siert auf einer Eindämmung der laufenden Primärausgaben und 
geringeren Zinsauftvendungen, während die öffentlichen Inves- 
titionen erhöht und die Abgabenlast leicht gesenkt werden soll. 
Trotz der aktuellen Konjunkturabschwächung wird das Ziel 
eines ausgeglichenen Haushalts in der Programmaktualisierung 
für 2002 (und 2003) übernommen, während 2004 und 2005 
geringe Überschüsse in Höhe von 0.1 % bzw. 0,2 % des BIP 
angestrebt werden. Die Schuldenquote soll weiter zurück- 
geführt werden und bis 2005 auf 50% des BIP sinken. 
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Die mittelfristigen Haushaitsprojektionen scheinen insgesamt 
vorsichtig, und das Einnahmenwachstum sowie der Rückgang 
der Zinsaulwendungen werden zurückhaltend geschätzt, so 
dass bei einer weniger positiven Entwicklung ein gewisser 
Handlungsspielraum bleibt; allerdings wird nicht erläutert, wie 
die notwendige Kontrolle der laufenden Primärausgaben im 
Detail .umgesetzt werden soll. , 

Die im Programm gesteckten Ziele entsprechen während des 
gesamten Programmzeitraums der im Stabilitäts- und Wachs- 
tumspakt enthaltenen Vorgabe eines „in etwa ausgeglichenen 
Haushalts“; dies gilt auch für die konjunkturbereinigte Betrach- 
tung. Nach Auffassung des Rates steht das aktualisierte Stabili- 
tätsprogramm daher mit den Anforderungen des Stabilitäts- 
und Wachstumspakts im Einklang, wobei die Programmzieje 
die Absicht andeuten, die Vorgaben mit einer zunehmend brei- 
ten Marge zu erfüllen. Der als Veränderung des konjunktur- 
bereinigten Haushaltssaldos definierte finanzpolitische Kurs im- 
pliziert eine geringfügige Restriktion, was in etwa den Empfeh- 
lungen der Grundzüge der Wirtschaftspolitik 2001 entspricht. 

Der Rat begrüßt die wichtigen Entwicklungen im institutionel- 
len Rahmen für die spanische Haushaltspolitik, namentlich das 
kürzlich verabschiedete Allgemeine Gesetz über die Haushalts- 
stabilität und die Haushaltsreformen 2002, die den Regional- 
behörden erhebliche Steuer- und Ausgabenbefugnisse übertra- 
gen haben. Wenngleich der Rat für die notwendige interne 
Koordinierung zwischen der Zentralregierung und den Gebiets- 
körperschaften keine spezielle Form bevorzugt, ist die Einbin- 
dung aller Teilsektoren des Staates in die Erhaltung der Haus- 
haltsdisziplin doch zu begrüßen, und es ist wichtig, dass die 
existierende Koordinierung auch im Rahmen der neuen Rege- 
lungen effizient funktioniert. 

Die im Jahre 2001 durchgeführten Strukturreformen stammen 
im Wesentlichen aus dem Strukturreformpaket vom Juni 2000, 


das eine weitere Deregulierung der Märkte und eine Stärkung 
der Wettbewerbsbehörde vorsieht. 


Der Rat nimmt zur Kenntnis, dass das aktualisierte Programm 
keine detaillierten Angaben über geplante Maßnahmen zur 
Stärkung der langfristigen Tragfähigkeit der öffentlichen Finan- 
zen enthält. Angesichts des exponierten demografischen Profils 
Spaniens und der ungünstigen Auswirkungen der Bevölke- 
rungsalterung auf den Haushalt gibt dies Anlass zu besonderer 
Sorge. Falls nicht geeignete Maßnahmen ergriffen werden, ist 
das Risiko, dass langfristig ernst zu nehmende Ungleichge- 
wichte entstehen, nicht auszuschließen. Die Ausrvirkungen 
der Bevölkerungsalterung auf den Haushalt kommen in den 
nur bis 2015 reichenden Programmprojektionen für die Ren- 
tenausgaben imd die Sozialbeiträge nicht adäquat zum Aus- 
druck. Bei der Absichtsbekundung zur Reform des Rentensys- 
tems fehlt ein detaillierter Zeitplan. Nach Auffassung des Rates 
stellen die im April 2001 verabschiedeten Maßnahmen nicht 
die bedeutenden positiven Reformen am Rentensystem dar, für 
die er sich in seiner Stellungnahme zur vorangehenden Pro- 
grammfortschreibung ausgesprochen hatte. Die wichtigste, un- 
längst getroffene Maßnahme zur Bewältigung des Alterungs- 
problems ist die Einrichtung des Sozialversicherungsfonds im 
Jahr 2000, dessen Vermögen bis 2004 mindestens 1 % des BIP 
erreichen soll. 


Schließlich begrüßt der Rat, dass andere Strukturmaßnahmen, 
insbesondere auf dem Güter- und Dienstleistungsmarkt, bei der 
Sicherung eines nichtinflationären beschäftigungsorientierten 
Wirtschaftswachstums eine wichtige Rolle spielen sollen. Diese 
Maßnahmen stehen im Einklang mit den Grundzügen der Wirt- 
schaftspolitik. Die bislang durchgefiihrten Maßnahmen sollten 
genau überwacht und bei Bedarf verstärkt werden. 
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STELLUNGNAHME DES RATES 
vom 22. Januar 2002 

zum aktualisierten Stabilitätsprogramm Luxemburgs fiir 2000 — 2004 

(2002/C 33/01) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Ge- 
meinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1466/97 des Rates vom 
7. Juli 1997 über den Ausbau der haushaltspolitischen Über- 
wachung und der Überwachung und Koordinierung der Wirt- 
schaftspolitiken (*), insbesondere auf Artkel 5 Absatz 3, 

auf Empfehlung der Kommission, 

nach Anhörung des Wirtschafts- und Finanzausschusses — 
GIBT FOLGENDE STELLUNGNAHME AB: 

Am 22. Januar 2001 prüfte der Rat das akmalisierte Stabilitäts- 
programm Luxemburgs für den Zeitraum 2001 — 2004. 

Der Rat stellt fest, dass sich auch die Fortschreibung 2001 des 
luxemburgischen Stabilitätsprogramms vom Grundsatz einer 
soliden Verwaltung der öffentlichen Finanzen leiten lässt. Die 
Haushaltsstrategie des aktualsierten Programms stützt sich nach 
wie vor auf einen gesamtstaatlichen Finanzierungsüberschuss, 
einen ausgeglichenen Haushalt des Zentralstaats und eine ge- 
genüber dem Gesamthaushalt langsamere Zunahme der ordent- 
lichen Ausgaben, 

Das reale BIP-Wachstum war im Jahr 2000 mit 8,5 % beson- 
ders kräftig und wurde von der dynamischen Inlandsnachfrage 
und den boomenden Ausfuhren getragen. Trotz der durch ex- 
ternen Faktoren ausgelösten allgemeinen Konjunkturabschwä- 
chung blieb das Wirtschaftswachstum in Luxemburg mit etwa 
4 % relativ robust: den Prognosen zufolge wird sich das Wachs- 
tum des realen BIP 2002 beschleunigen und in den darauf 
folgenden beiden Jahren, die von dem Programm erfasst sind. 
Lmftig bleiben. 

Der Rat stellt fest, dass der gesamtstaatliche Haushaltsüber- 
schuss im Jahr 2002 6,2 % des BIP erreichte und damit deutlich 


höher ausfiel, als in der Fortschreibung 2000 des Stabilitäts- 
programms projiziert worden war. Dies war der dynamischen 
Entwicklung der Steuereinnahmen zu verdanken, die die erheb- 
lichen Ausgabenerhöhungen mehr als ausglichen. Infolge der 
nachlassenden Wirtschaftstätigkeit und der Auswirkungen der 
Steuerreform wird der Haushaltsüberschuss 2001 voraussicht- 
lich geringer ausfallen. Insgesamt wird während des Programm- 
zeitraums ein etwas höherer Haushaltsüberschuss erwartet als 
in der Fortschreibung 2000, da die Ausgangslage besser ist und 
sich die Wachslumsaussichten ab 2003 verbessern werden. Die 
in der Programmaktualisierung 2001 dargestellten Projektionen 
für die öffentlichen Finanzen entsprechen daher den Anforde- 
rungen des Stabilitäts- und Wachstumspaktes, da das Haushalts- 
saldo während des gesamten Programmzeitraumes in etwa aus- 
geglichen oder positiv ist. 

Der Rat stellt fest, dass die laufenden Ausgaben des Zentral- 
staats im Jahr 2001 weiter rasch angestiegen sind und 2002 
voraussichtlich sogar um 10, 5 % und damit rascher als die 
Ausgaben des Gesamthaushalts zunehmen werden. Auch 
wenn sich die öffentlichen Finanzen in Luxemburg in einem 
äußerst soliden Zustand befinden, könnte die in dem aktuali- 
sierten Programm anerkannte Starrheit der laufenden Ausgaben 
zu einem Risikofaktor werden, falls das Wachstum auf mittlere 
Sicht erheblich nachlassen sollte. 

Der Rat empfiehlt, bei den Staatsausgaben auch weiterhin In- 
vestitionsausgaben zur Verbesserung der Infrastruktur und des 
technischen Stands der Wirtschaft und des Humankapitals in 
den Vordergrund zu stellen; er begrüßt die steuerlichen Ent- 
lastungen durch die Umsetzung der Steuerreform bei gleich- 
zeitiger Wahrung einer soliden Haushaltsposition. 

Der Rat stellt fest, dass sich Lu.xemburg in einer guten Aus- 
gangsposition befindet, um die haushaltsmäßigen Folgen der 
Alterung der Bevölkerung zu bewältigen. Allerdings muss 
auch die Bereitschaft vorhanden sein, die Politik im Falle un- 
günstiger Entwicklungen anzupassen. Der Rat stellt fest, dass 
der öffentliche Schuldenstand Luxemburgs dank der gesunden 
öffentlichen Finanzen und der seit einigen Jahren erzielten 
Haushaltsüberschüsse sehr niedrig ist. 


(') ,\BL L 209 vom 2.S.I997 
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STELLUNGNAHME DES RATES 
vom 22. Januar 2002 

zum aktualisierten Stabilitätsprogramm Finnlands für 2001 — 2004 

(2002/C 33/02) 


DER RAT DER EUROP.ÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Ge- 
meinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1466/97 des Rates vom 
7. Juli 1997 über den Ausbau der haushaltspolitischen Über- 
wachung und der Überwachung und Koordinierung der Wirt- 
schaftspolitiken ('), insbesondere auf Artikel 5 Absatz 3, 

auf Empfehlung der Kommission, 

nach Anhörung des Wirtschafts- und Finanzausschusses — 


GIBT FOLGENDE STELLUNGNAHME AB: 


Am 22. Januar 2002 prüfte der Rat Finnlands aktualisiertes 
Stabilitätsprogramm für den Zeitraum 2001 — 2004. Der Rat 
stellt mit Genugmung fest, dass der gesamtstaatliche Über- 
schuss, der im Jahr 2000 die Erwartungen übertraf, den Pro- 
jektionen zufolge während des gesamten Programmzeitraums 
relativ hoch bleiben wird. Der gesamtstaatliche Schuldenstand 
im Verhältnis zum BIP wird voraussichtlich weiter sinken, wenn 
auch langsamer als zuvor angenommen. Nach Affassung des 
Rates stimmt das aktualisierte Programm mit den Grundzügen 
der Wirtschaftspolitik überein. 

Bei dem in der Fortschreibung 2001 des Stabilitätsprogramms 
dargelegten makroökonomischen Szenario wird davon aus- 
gegangen, dass das Wirtschaftswachstum im Jahr 2001 vor 
allem wegen des drastisch schrumpfenden Außenbeitrags stark 
zurückgehen wird. In den darauffolgenden Jahren wird sich das 
BlP-Wachstum voraussichtlich wieder schrittweise beschleuni- 
gen und am Ende des Programmzeitraums in der Nähe des 
Wachstumspotenzials liegen. Wenngleich die kurzfristigen Aus- 
sichten vorläufig mit erheblichen Risiken behaftet sind, lassen 
die neuesten Daten doch erwarten, dass die Konjunktur im 
zweiten Halbjahr 2001 die Talsohle erreicht hat. Folglich er- 
scheint eine Wachstumsbelebung ab 2002 plausibel. Dies hängt 
jedoch ganz entscheidend davon ab, ob die Beschäftigung, wie 
erwartet, wieder zunehmen wird: ein Beschäftigungszuw'achs 
wird nur dann zu verzeichnen sein, wenn er durch eine maß- 
volle Lohnentwicklung unterstützt wird. 


Der Rat stellt fest, dass in dem Programm mit einem Rückgang 
des gesamtstaatlichen Hauhaltsüberschusses von dem im Jahr 
2000 erzielten außerordentlich hohen Niveau, auf etwas über 
2 % des BIP während des Programmzeitraums 2002 — 2004 
gerechnet wird. Dies muss im Lichte der hohen Überschüsse 
in den Jahren 2000 und 2001 betrachtet werden. Der erwartete 
Rückgang der Überschüsse ist zum Teil auf die starke Abwärts- 
korrektur des BIP-Wachstums Zurückzufuhren. Im Jahr 2002 
werden weitere Gründe hierfür auch Steuersenkungen und hö- 
here Ausgaben als ursprünglich vorgesehen sein, die somit zu 
einer Abweichung vom mittelfristigen Ausgabenrahmen des 
Zentralstaates führen. Eine solche Abweichung hat es bereits 
im Jahr 2001 gegeben. Der Rat empfiehlt, dass die Obergren- 
zen für Ausgaben in den nächsten Jahren streng eingehalten 
werden und der verlorene Boden im Frühjar 2002 bei der 
erneuten Überprüfung der Ausgabenplafonds zum Teil wieder 
wettgemacht wird. Überdies begrüßt der Rat die jüngste Ver- 
abschiedung eines Gesetzes, das die lokalen Gebietskörperschaf- 
ten auf mittlere Sicht zu ausgeglichenen Haushalten verpflich- 
tet. Der Rat empfiehlt eine strenge Überwachung dieser Rege- 
lung, um sicherzustellen, dass die Ziele tatsächlich erreicht 
werden. In Anbetracht der Tatsache, dass Finnland im Zusam- 
menhang mit der Alterung seiner Bevölkerung besonderen Be- 
lastungen ausgesetzt ist, hält es der Rat für wesentlich, dass auf 
mittlere Sicht an hohen Haushaltsüberschüssen festgehalten 
wird, so dass die Schuldenquote rasch genug zurückgeführt 
werden kann. 

Der Rat stellt fest, dass der projizierte Überschuss in den Staats- 
konten den Anforderungen des Stabilitäts- und Wachstums- 
pakts während des Programmzeitraums im vollen Umfang ent- 
spricht Außerdem dürfte der geschätzte konjunkturbereinigte 
Elaushaltssaldo von mehr als 2 % des BIP eine ausreichende 
Sicherheitsmarge bieten, so dass der Referenzwert von 3 % 
des BIP für das Staatsdefizit bei normalen Konjunkturschwan- 
kungen nicht überschritten werden dürfte. 

Der Rat begrüßt die in dem aktualisierten Stabilitätsprogramm 
enthaltene Verpflichtung zu weiteren Strukturreformen. Die 
geplanten staatlichen Maßnahmen zur Einleitung der Reform 
der Arbeitslosenversicherung ist angesichts der zunehmenden. 
Arbeitslosigkeit zu begrüßen. Die geplante Reform empfiehlt 
sich auch zur Ergänzung der positiven Auswirkungen, die die 
weitere steuerliche Entlastung der Arbeit nach sich zieht, damit 
die Beschäftigung durch Senkung der gegenwärtig hohen Ge- 
samtbelastung der Arbeit angeregt wird. Weitere Strukturrefor- 
men im privaten Dienstleistungssektor und auf dem Arbeits- 
markt tvürden ebenfalls zur Schaffüng neuer Arbeitsplätze bei- 
tragen. Auch die Reform des Rentensystems sollte wie geplant 
zu Ende geführt werden. 


(') AB!. L 209 vom 2.8.1997, S. 1. 
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STELLUNGNAHME DES RATES 
vom 22. Januar 2002 

zum aktualisierten Stabilitätsprogranun der Niederlande für 2000 — 2004 

(2002/C 33/03J 


DER RAT DER EURORÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Ge- 
meinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1466/97 des Rates vom 
7. Juli 1997 über den Ausbau der haushaltspolitschen Über- 
wachung und der Überwachung und Koordinierung der Wirt- 
schaftspolitiken {'), insbesondere auf Artikel 5 Absatz 3, 

auf Empfehlung der Kommission, 

nach Anhörung des Wirtschafts- und Finanzausschusses — 


GIBT FOLGENDE STELLUNGNAHME Aß: 

Am 22. Januar 2002 prüfte der Rat das aktualisierte Stabilitäts- 
programm der Niederlande für den Zeitraum 2000 — 2004. 

Das reale BIP-Wachsmm hat sich von 3,5 % im Jahr 2000 
drastisch auf rund 1 % im Jahr 2001 verlangsamt: die zwar 
erhebliche, jedoch teils auf die am 1. Januar 2001 durch- 
geführte Steuerreform zurückzuführende Verschlechterung des 
gesamtstaatlichen Finanzierungssaldos war weniger dramatisch; 
der Überschuss ging von 1,5 % auf schätzungsweise 0,7% des 
BIP zurück; die Staatsschulden im Verhältnis zum BIP sanken 
weiter, was — neben dem von diesen Überschüssen geleisteten 
Beitrag — der Entwicklung des nominalen BIP zu verdanken 
war. 

Der Rat stellt fest, dass das Niederländische Büro für wirt- 
schaftspolicische Analysen (Centraal Planbureau) seine makro- 
ökonomischen Projektionen für 2001 und 2002 seit Vorlage 
des aktualisierten Stabilitätsprogramms 2001 (am 17. Oktober 
2001) erheblich nach unten revidiert hat, um die volle Aus- 
wirkung der internationalen Konjunkturabschwächung und die 
geschätzten Effekte der Ereignisse vom 11. September zu be- 
rücksichtigen. Die niederländischen Behörden erkennen die 
Wirtschaftsflaute und ihre Auswirkungen auf die Haushaltslage 
an und haben revidierte Zahlen vorgelegt, die den jüngsten 
verfügbaren Informationen über das Wirtschaftswachstum 
(vom Dezember) Rechnung tragen und Haushaltsüberschüsse 
von 0,7 % des BIP für 2001 bzw. von 0,4 % für 2002 auswer- 
ten. 


Der Rat stellt fest, dass es sich bei den im aktualisierten Pro- 
gramm enthaltenen Haushaltsschätzungen für die Jahre 2003 
und 2004, die über die Amtszeit der derzeitigen Regierung 
hinausreichen, um technische Projektionen auf der Grundlage 
eines vorsichtigen makroökonomischen Szenarios unter der 
Annahme einer unveränderten Politik handelt. 

Der Rat stellt fest, dass trotz der Konjunkturverlangsamung im 
Jahr 2002 ein gesamtstaatlicher Überschuss erzielt werden 
dürfte; er geht davon aus, dass für die verbleibende Laufzeit 
des Programms weiterhin Überschüsse zu erwarten sind, was 
bedeutet, dass das im Stabilitäts- und Wuchstumspakt vorgese- 
hene Ziel eines in etwa ausgeglichenen oder einen Überschuss 
aufweisenden Haushalts erfüllt wird; nach Ansicht des Rates 
wird durch die Fortschritte, die die Niederlande bei der Verbes- 
serung der gesamtstaatlichen Haushaltslage bereits erzielt ha- 
ben, eine ausreichende Marge geschaffen, um die budgetären 
Auswirkungen normaler makroökonomischer Schwankungen 
ohne Überschreitung der Defizitschwelle von 3 % des BIP zu 
bewältigen. 

Der Rat stellt fest, dass im Haushalt 2002 zugunsten des Schul- 
denabbaus von der 50:50-Regel für die Zuweisung von Mehr- 
einnahmen für Schuldenabbau und Steuererleichterungen abge- 
wichen wurde. Er erkennt an, dass damit der Empfehlung des 
Rates vom März 2001 und den Grundzügen der Wirtschafts- 
politik entsprochen, aber auch die Haushaltsposition gestärkt 
und eine bessere Vorbereitung auf die Folgen der Bevölkerungs- 
alterung erreicht werden soll. Der Rat stellt fest, dass die Ein- 
führung von Zielvorgaben für die Gesamtausgaben vermehrte 
Staatsausgaben in vorrangigen Bereichen und eine Reduzierung 
der Abgabenbelastung ermöglicht hat, während die Vorgaben 
des Stabilitäts- und Wachstumspakec eingehalten wurden. Der 
Rat begrüßt die laufenden Strukturreformen, die darauf abzie- 
len, die Effizienz der Staatsausgaben, insbesondere in den Be- 
reichen Gesundheit, Bildung und soziale Infrastruktur, zu ver- 
bessern und die Erwerbsquote sowie die Wettbewerbsfähigkeit 
zu erhöhen, wodurch die Anspannung auf den Arbeitsmärkten 
verringert und eine Mäßigung des Lohndrucks erreicht werden 
dürfte. 

Der Rat begrüßt die klare Strategie zur Verbesserung der lang- 
fristigen Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen und zur Bewäl- 
tigung der Folgen der Bevölkerungsalterung: er ermutigt die 
niederländische Regiemng, ihre Anstrengungen zur Senkung 
der Schuldenquote und zur Verbesserung von Arbeitsangebot 
und Erwerbsquote fortzusetzen, um diese Ziele zu erreichen. 


(') ABI. L 209 vom 2.S.199' 
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STELLUNGNAHME DES RATES 
vom 2Z Januar 2002 

zum aktualisierten Konvergenzprogramm Schwedens für 2001 — 2004 

(2002/C 33/04) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Ge- 
meinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1466/97 des Rates vom 
7. Juli 1997 über den Ausbau der haushaltspolitischen Über- 
wachung und der Überwachung und Koordinierung der Wirt- 
schaftspolitiken (’), insbesondere auf Artikel 9 Absatz 3, 

auf Empfehlung der Kommission, 

nach Anhörung des Wirtschafts- und Finanzausschusses — 
GIBT FOLGENDE STELLUNGNAHME AB: 

Am 22. Januar 2002 prüfte der Rat das aktualisierte Konver- 
genzprogramm Schwedens für den Zeitraum 2001 — 2004. Der 
Rat stellt mit Befriedigung fest, dass nach dem aktualisierten 
Programm im gesamten Zeitraum bis 2004 weiterhin Haus- 
haltsüberschüsse erzielt werden sollen, da Schweden an seinem 
mittelfristigen Ziel festhält, im Durchschnitt des 
Konjunkturzyklus einen Haushaltsüberschuss von 2 % des BIP 
zu erreichen. Die Strategie der Absenkung der Ausgabenquote 
wird durch die Verpflichtung zur Einhaltung der zentralstaatli- 
chen Ausgabenplafonds, die in den letzten Jahren wesendich 
zur Stärkung der Glaubwürdigkeit gesunder öffentlicher Finan- 
zen beigetragen haben, und durch die Vorgabe ausgeglichener 
Haushalte für die örtlichen Gebietskörperschaften unterstützt. 
Gleichzeitig soll die Abgabenquote zurückgeführt werden, wo- 
bei für 2002 nun weitere Abgabensenkungen vorgesehen sind. 
Nach Auffassung des Rates ist diese Haushaltsstrategie ange- 
messen und entspricht sowohl seiner vorangehenden Stellung- 
nahme {^) als auch den Grundzügen der Wirtschaftspolitik. Der 
Rat stellt mit Befriedigung fest, dass die Schuldenquote 2000 
unter'den Referenzwert von 60 % des BIP abgesunken ist und 
im verbleibenden Programmzeitraum weiterhin erheblich zu- 
rückgehen soll. 

Das im Programm vorgestellte makroökonomische Szenario 
mit einem BIP-Wachstum von 1,7% 2001 und 2,4% 2002 
erscheint optimistisch, und nach Auffassung des Rates ist das 
Wachstum insbesondere 2002 mit beträchtlichen Abwärtsrisi- 
ken behaftet, da sich die Weltwirtschaftsaussichten seit Ab- 
schluss des im Programm dargestellten makroökonomischen 
Szenarios verschlechtert haben. Andererseits wird im aktuali- 
sierten Programm ein Szenario mit niedrigem Wachstum be- 
schrieben, das zeigt, dass der Haushalt trotz eines wesentlich 
geringeren Wachstums im Jahr 2002 einen Überschuss aus- 
weist. Die Programmprojektionen für 2003 und 2004 erschei- 
nen vernünftig. 

Der Rat stellt mit Befriedigung fest, dass Schweden die im 
Stabilitäts- und Wachstumspakt enthaltene Vorgabe eines ..na- 
hezu ausgeglichenen oder einen Überschuss aufweisenden 


Haushalts“ mit den im aktualisierten Programm vorgesehenen 
Haushaltsüberschüssen nach wie vor in vollem Umfang erfüllt. 
Dies gilt auch, falls das Wachstum entsprechend den Wirt- 
schaftsvorausschätzungen der Kommission vom Herbst 2001 
schwächer und die Überschüsse in den öffentlichen Finanzen 
infolgedessen geringer ausfallen sollten, als im Programm pro- 
jiziert. Der Rat begrüßt überdies die Aufmerksamkeit, die das 
Programm der langfristigen Tragfähigkeit der öffentlichen Fi- 
nanzen widmet. Der Rat stellt fest, dass die Strategie Schwedens 
in diesem Bereich davon abhängt, dass langfristig ein Über- 
schuss von 2 % des BIP erhalten wird. Durch Senkung der 
Schulden und Zinszahlungen wird dies den nötigen Spielraum 
schaffen, um die in späteren Jahren anfallenden Kosten der 
Bevölkerungsalterung großteils zu decken. Angesichts der im 
Vergleich zu anderen Industrieländern relativ hohen Abgaben- 
quote legt der Rat Schweden nahe, diese weiter zu senken. 

Der Rat stellt fest, dass Schweden das Konvergenzkriterium der 
Preisstabilität zurzeit erfüllt und dies auch in den Jahren bis 
2004 der Fall bleiben dürfte. Nach mehreren Jahren niedriger 
Inflation ist die Teuerungsrate im Frühjahr 2001 drastisch ge- 
stiegen und verharrt seither auf relativ hohem Niveau. Unter- 
stützt durch die erwartete gedämpfte Konjunktur und die an- 
haltende Lohnmäßigung dürfte der Inflationsdruck ab 2002 
allerdings wieder geringer sein. 

Die Langfristzinssätze haben sich in Schweden auf einem his- 
torisch niedrigen Niveau gehalten, auch wenn sie im Laufe des 
Jahrs 2001 generell weniger gesunken sind als in vielen ande- 
ren Mitgliedstaaten, was möglicherweise mit der Schwäche der 
Schwedischen Krone und der größeren Unsicherheit über die 
Weltwirtschaftsaussichten im Zusammenhang steht. Schweden 
dürfte das Zins-Konvergenzkriterium weiterhin erfüllen. Schwe- 
den erfüllt noch immer nicht das Wechselkurs-Konvergenzkri- 
terium. Die Krone hat sich seit Vorlage des letzten akmalisier- 
ten Programms unstet entwickelt, und der Rat wiederholt, dass 
Schweden seine Fähigkeit unter Beweis stellen muss, eine an- 
gemessene Parität zwischen der Schwedischen Krone und dem 
Euro während einer ausreichenden Zeitspanne ohne ernsthafte 
Spannungen einzuhalten. Hierbei erwartet der Rat, wie er in 
seiner Stellungnahme zum aktualisierten Konvergenzprogramm 
2000 (-) erklärt hat, „dass Schweden den Beschluss fasst, dem- 
WKM2 in angemessener Zeit beizutreten“. Um ein hohes und 
nachhaltiges Wirtschaftswachstum zu erreichen, wird die Stra- 
tegie der Vörgängerprogramme fortgesetzt, und es werden ent- 
sprechende Strukmrmaßnahmen durchgeführt. Dabei wird die 
Senkung der noch immer hohen Abgabenbelastung entspre- 
chend den Grundzügen der Wirtschaftspolitik bessere Arbeits- 
anreize schaffen. Der Rat begrüßt diese Strukturmaßnahmen 
und rät der schwedischen Regierung an, diese Initiativen ent- 
schlossen umzusetzen. 


(') ABI. L 209 vom 2.S.1997 
C-) ABI. C 73 vom 6.3.2001. 
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STELLUNGNAHME DES RATES 
vom 22. Januar 2002 

zum aktualisierten Stabilitätsprogramm Österreichs fiiir 2001 — 2005 

(2002/C 33/05) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 


gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Ge- 
meinschaft, 


gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1466/97 des Rates vom 
7. Juli 1997 über den Ausbau der haushaltspolitischen Über- 
wachung und der Überwachung und Koordinierung der Wirt- 
schaftspolitiken {’), insbesondere auf Artikel 5 Absatz 3, 


auf Empfehlung der Kommission, 


nach Anhörung des Wirtschafts- und Finanzausschusses — 


GIBT FOLGENDE STELLUNGNAHME AB: 


Am 22. Januar 2002 prüfte der Rat das aktualisierte Stabilitäts- 
programm Österreichs für den Zeitraum 2001 — 2005. 


In der Fortschreibung des Stabilitätsprogramms wird eine Ver- 
besserung der öffentlichen Finanzlage projiziert, so dass nach 
dem gesamtstaatlichen Defizit von 1,1 % des BIP im Jahr 2000 
in den Jahren 2001 bis 2003 ein ausgeglichener Haushalt und 
in den Folgejahren ein geringfügiger Überschuss zu verzeich- 
nen sein wird. Der Bruttoschuldenstand des Gesamtstaats soll 
von 61,8% des BIP auf knapp unter den Referenzwert von 
60% im Jahr 2002 und weiter auf 52,1 % im Jahr 2005 ab- 
sinken. Der Rat stellt mit Befriedigung fest, dass der Defizit- 
abbau trotz des unenvartet niedrigen Wachstums rascher ver- 
laufen ist als projiziert und das Defizitziel schon ein Jahr früher 
erreicht wurde als im vorigen Programm vorgesehen. 


Der Rat begrüßt, dass im Jahr 2001 — insbesondere im Bereich 
der Pensionen und der öffentlichen Verwaltung — wichtige 
Maßnahmen zur Realisierung struktureller Einsparungen getrof- 
fen worden sind, die dazu beigetragen haben, den gesamtstaat- 
lichen Haushalt im Jahr 2001 auszugleichen und sich während 
der Programmlaufzeit auch weiterhin positiv auf das Ausgaben- 
verhalten ausw'irken werden. Dies entspricht den in den Grund- 
zügen der Wirtschaftspolitik enthaltenen Empfehlungen des Ra- 


(') ABi. L 209 vom 2.S.1997, S. 1. 


tes. Der Rat stellt jedoch fest, dass sich der Defizitabbau 2001 
in hohem Maße auf einnahmenseitige Maßnahmen gestützt hat. 
Folglich stieg die ohnehin schon hohe Steuerquote in Öster- 
reich stärker als erwartet, so dass die Auswirkungen der Ein- 
kommensteuerreform des Jahres 2000 mehr als aufgehoben 
wurden. 


Die Haushaltsprojektionen des Programms stützen sich auf ein 
makroökonomisches Szenario, bei dem davon ausgegangen 
wird, dass sich das gesamtwirtschaftliche Wachstum von sei- 
nem konjunkturellen Tiefstand von 1,3 % in den Jahren 2001 
und 2002 auf 2,4 % im Jahr 2003 und weiter auf 2,8 % in den 
Folgejahren beschleunigt, was einem jahresdurchschnittlichen 
Wachstum von 2,25 % im Projektionszeitraum entspräche. 
Nach Ansicht des Rates ist das erwartete Wachstum, da keine 
nennenswerten makroökonomischen Ungleichgewichte beste- 
hen, realisierbar, sofern die Sozialpartner an ihrer Politik fest- 
halten, bei der Festsetzung der Löhne die Erhaltung der interna- 
tionalen Wettbewerbsfähigkeit im Auge zu behalten. 


Die mittelfristigen Projektionen, wonach ab 2001 der Haushalt 
nahezu ausgeglichen sein oder einen Überschuss aufzeigen 
wird, entsprechen den Anforderungen des Stabilitäts- und 
Wachstumspakts. Auch konjunkturbereinigt deuten diese Pro- 
jektionen darauf hin, dass der österreichische Haushalt in der 
Lage sein dürfte, einen normalen Konjunkturabschwung zu 
verkraften, ohne den für die Defizitquote festgelegten Referenz- 
wert von 3 % des BIP zu überschreiten. 


Der Rat fordert die österreichische Regierung nachdrücklich 
auf dafür zu sorgen, dass der Haushaltsplan auf allen Ebenen 
des Staates strikt eingehalten wird. Dies ist dringend erforder- 
lich, um insbesondere in Anbetracht der noch nicht absehbaren. 
Konsequenzen der Wirtschaftsabschwächung einen weiterhin 
ausgeglichenen Haushalt zu gewährleisten. Außerdem sind auf 
Ebene der Bundesländer Ausgabensenkungen erforderlich, um 
die dauerhaften strukturellen Haushaltsüberschüsse zu errei- 
chen, die der nationale Stabilitätspakt verlangt. 


Der Rat ist der Auffassung, dass es für Österreich angemessen 
ist, 2004 bis. 2005 den in der Fortschreibung projizierten 
Haushaltsüberschuss zu erreichen. Mittelfristig ist ein Haus- 
haltsüberschuss eine zentrale Voraussetzung, um die Schulden- 
quote nennenswert zu senken, was in Anbetracht des von der 
Bevölkerungsalterung ausgehenden langfristigen Ausgaben- 
drucks notwendig erscheint. 
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Der Rat stellt fest, dass sich die Projektionen für die öffent- 
lichen Finanzen auf eine Einnahmenquote stützen, die deutlich 
über derjenigen der meisten anderen Mitgliedstaaten liegt. Da- 
her ermuntert der Rat die österreichische Regierung, eine über 
die Planungen hinausgehende Reduzierung der Einnahmequote 
in Erwägung zu ziehen, die mit einer entsprechenden Reduzie- 
rung der Ausgabenquote einhergeht. Durch eine deutliche steu- 
erliche Entlastung insbesondere der Arbeit würde ein wesentli- 
cher Beitrag zum Beschäftigungs- und Produktionswachstum 
geleistet. Kurzfristig fordert der Rat die österreichische Regie- 
rung auf, die Senkung der Lohnnebenkosten, die bereits um ein 
Jahr verschoben wurde, wie geplant um ein Jahr 2003 vor- 
zunehmen. 


Außerdem sollte Österreich nach Ansicht des Rates die einge- 
leiteten Strukmrreformen fortsetzen und seine Anstrengungen 
zur Reform des Pensionssystems und des Gesundheitswesens, 
wie in den Grundzügen der V/irtschaftspolitik empfohlen, ver- 
stärken. Der Rat fordert die österreichische Regierung u. a. auf, 
Maßnahmen in Erwägung zu ziehen, um das derzeit niedrige 
effektive Ruhestandsalter zu erhöhen und die Erwerbsbetei- 
ligung insbesondere von älteren Arbeitnehmern und Frauen 
zu erhöhen. Der Rat ermutigt die österreichische Regierung 
ferner, mit der Reform der Produkt-, Arbeits- und Kapital- 
märkte fortzufahren, um den Wettbewerb zu steigern, die Be- 
reitstellung von Risikokapital zu fördern und die unternehme- 
rische Dynamik zu verbessern. 


STEUUNGNAHME DES RATES 
vom 22. Januar 2002 

zum aktualisierten Stabilitätsprograntm Belgiens für 2002 — 2005 

(2002/C 33/06) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 


gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Ge- 
meinschaft, 


gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1466/97 des Rates vom 
7. Juli 1997 über den Ausbau der haushaltspolitischen Über- 
wachung und der Überwachung und Koordinierung der Wirt- 
schaftspohtiken ('), insbesondere auf Artikel 5 Absatz 3, 


auf Empfehlung der Kommission, 


nach Anhörung des Wirtschafts- und Finanzausschusses — 


GIBT FOLGENDE STELLUNGNAH.ME AB: 


Am 22. Januar 2002 prüfte der Rat das aktualisierte Stabilitäts- 
programm Belgiens für den Zeitraum 2000 — 2005. 


Im Jahr 2000 war das reale BIP-Wachstum besonders kräftig 
und erreichte 4 ?'ö. wobei es durch die Inlandsnachfrage und 


(') ABI L 209 vom 2.S.1997. S. I. 


lebhafte Exporte angetrieben wurde; der gesamtstaatliche Haus- 
halt wies früher als geplant einen Überschuss von 0,1 % des BIP 
auf während der öffentliche Schuldenstand um 5,7 Prozent- 
punkte auf 109,3 % des BIP zurückgeführt wurde. Im Jahr 
2001 wurde die Wirtschaft von der allgemeinen Konjunktur- 
flaute in Mitleidenschaft gezogen, und das reale BIP-Wachstum 
schwächte sich auf 1,1 % ab. Das ursprüngliche gesamtstaatli- 
che Haushaltsziel, ein Überschuss von 0,4 % des BIP (ein- 
schließlich der Erlöse aus den UMTS-Lizenzen), konnte 2001 
nicht erreicht werden, doch wurde ein Überschuss von 0,2 % 
des BIP erzielt; die öffentliche Schuldenquote dürfte auf 
106,9 % des BIP sinken. 


Das aktualisierte Stabilitätsprogramm 2001 basiert auf einem 
makroökonomischen Szenario, das von einem nachhaltigen- 
Wirtschaftsaufschwung ab dem zweiten Quartal 2002 ausgeht; 
es wird erwartet, dass das reale BIP-Wachstum im Jahr 2002 
nicht über 1,3% hinausgeht. Im Jahr 2003 wird mit einer 
Beschleunigung des realen BIP-Wachsmms gerechnet, das -in 
den letzten Jahren des Programmzeitraums wieder der Potenzi- 
alrate entsprechen soll. Aufgrund der Konjunkturflaute 
2001 — 2002 wird in dem aktualisierten Programm für das 
Jahr 2002 ein ausgeglichener Staatshaushalt angestrebt, anstelle 
eines Überschusses von. 0,3 % des BIP, der in der vorangehen- 
den Programmfortschreibung projiziert wurde: ab 2003 soll 
der Haushaltskonsolidierungskurs dann wieder fortgesetzt wer- 
den. wobei für 2003 ein Haushaltsüberschuss von 0,5 % des 
BIP prognostiziert wird, der sich bis 2005 auf 0,77 % des BIP 
erhöhen wird. Der öffentliche Schuldenstand soll, wie auch in 
der letzten Programmfortschreibung vorgesehen, auf 88 % des 
BIP im Jahr 200 5 verringert w'erden. 
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Nach Ansicht des Rates ist die vorübergehende Abweichung 
von dem aktualisierten Stabilitätsprogramm 2001 vorgesehenen 
Haushaltskonsolidierungskurs nicht signifikant und kann durch 
eine Einbuße von insgesamt 2,6 Prozentpunkten beim realen 
BIP-Wachstum in den Jahren 2001 und 2002 gerechtfertigt 
werden. Der Rat stellt fest, dass diese Abweichung erfolgt, 
nachdem im Jahr 2000 ein gesamtstaatlicher Überschuss erzielt 
wurde. Allerdings sollte nach Ansicht des Rates im Jahr 2002 
ein ausgeglichener Haushalt erreicht werden. Der Rat stellt 
überdies fest, dass die Rückkehr zu dem aktualisierten Pro- 
gramm 2001 für die Jahre ab 2003 vorgezeichneten Kurs 
von einer kräftigen Erholung der Wirtschaft im zweiten Halb- 
jahr 2002 abhängt. Der Rat ruft die belgische Regierung auf, 
dafür Sorge zu tragen, dass, der zuvor projizierte Konsolidie- 
rungskurs ab 2003 fortgesetzt wird. Angesichts des noch im- 
mer sehr hohen öffentlichen Schuldenstands und mit Blick auf 
die langfristigen Herausforderungen der Bevölkerungsalterung 
empfiehlt der Rat, dass etwaige Mehreinnahmen aus einem 
unerwartet guten realen BIP-Wachstum in voller Höhe für 
den Schuldenabbau verwendet werden, wie er es auch schon 
in seiner vorangehenden Stellungnahme empfohlen hatte {’). 

Der Rat stellt mit Befriedigung fest, dass der projizierte gesamt- 
staatliche Haushalt im gesamten Programmzeitraum weiterhin 
in etwa ausgeglichen sein oder einen Überschuss aufweisen soll 
und daher mit den Anforderungen des Stabilitäts- und Wachs- 
tumspakts im Einklang steht. 

Der Rat stellt fest, dass die Erzielung gesamtstaatlicher Primär- 
überschüsse von jährlich über 6 % des BIP im Falle Belgiens als 


Strategie besonders angemessen war, da der öffentliche Schul- 
denstand immer noch sehr hoch ist; daher begrüßt der Rat die 
Absicht, die Primärüberschüsse im gesamten Zeitraum bis 
2005 auf einem hohen Niveau von etwa 6 % zu halten. Nach 
Auffassung des Rates sollte im Hinblick auf dieses Ziel für eine 
strikte Haushaltsüberwachung in allen Teilbereichen des Staates, 
insbesondere im Sozialversicherungssektor und in Einheit 0, 
gesorgt werden: seines Erachtens tragen klare bindende Vor- 
gaben für die Ausgabenkontrolle zur Haushaltskonsolidierung 
bei. Der Rat stellt fest, dass im aktualisierten Stabilitätspro- 
gramm auf den Grenzwert von 1,5 % für den realen Primär- 
ausgabenanstieg in Einheit 1 (Föderalregierung und Sozialver- 
sicherung) verwiesen wird. Er empfiehlt daher, in den kommen- 
den Jahren kontinuierlich und streng an dieser Grenze fest- 
zuhalten. 

Der Rat stellt fest, dass das Programm keine detaillierteren 
Projektionen für die Einnahmen und Ausgaben, insbesondere 
die öffentlichen Investitionsausgaben, enthält, wie er es in sei- 
ner Stellungnahme vom 12. März 2001 {’) empfohlen hatte: 
außerdem wurden keine getrennten Konten für die Föderal- 
regierung und die Sozialversicherung vorgelegt, wie es der Ver- 
haltenskodex für die Bewertung gesamtstaatlicher Haushaltsent- 
wicklungen vorsieht. 

Der Rat begrüßt die im aktualisierten Stabiliätsprogramm 2001 
anvisierten Strukturreformen, insbesondere die Steuerreform, 
die auf eine Senkung der Abgabehbelastung und eine Hebung 
der Beschäftigung abzielen, sowie die Maßnahmen zur Siche- 
rung der langfristigen Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen. 


{') ABI. C 109 vom 10,4.2001, S. 2. 
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ANLAGE 


STELLUNGNAHME DES RATES 

vom 5. März 2002 

zum aktualisierten Konvergenzprogramm Dänemarks für 2001-2005 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1466/97 des Rates vom 7. Juli 1997 über den Ausbau der 
haushaltspolitischen Überwachung und der Überwachung und Koordiniemng der Wirtschaftspoliti- 
ken ’ , insbesondere auf Artikel 9 Absatz 3, 

auf Empfehlung der Komrhission, 

nach Anhörung des Wirtschafts- und Finanzausschusses - 

GIBT FOLGENDE STELLUNGNAHME AB: 

Am 5. März 2002 prüfte der Rat das aktualisierte Konvergenzprogramm Dänemarks für den Zeit- 
raum 2001-2005. Nach dem im aktualisierten Konvergenzprogramm unterstellten makroökonomi- 
schen Szenario wird sich das reale BEP-Wachstum von 1 % im Jahr 2001 auf 1 ‘A % 2002 und 
2 A % 2003 beschleunigen und dann auf rund 2 % in den Jahren 2004 und 2005 abflachen. Die 
Inflation dürfte unter 2 % und die Arbeitslosigkeit niedrig bleiben. Der Rat stellt fest, dass das prä- 
sentierte Wirtschaftsszenario realistisch erscheint und weitgehend der Herbstprognose 2001 der 
Kommission entspricht. 

Der Rat stellt mit Befriedigung fest, dass Dänemark die Konvergenzkriterien für die Inflation, die 
langfristigen Zinssätze und den Wechselkurs weiterhin erfüllt. 
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Bei den öffentlichen Finanzen stellt der Rat fest, dass der öffentliche Überschuss 2001 zwar unter 
den Erwartungen lag, was vor allem auf Einnahmenausfalle infolge der Aktienmarktflaute zurück- 
zuführen war, aber dennoch ein komfortabler Überschuss erzielt wurde. Der Rat begrüßt, dass im 
Programmzeitraum weiterhin Überschüsse von 1 '/2-2 Vi % des BIP erzielt werden sollen und der 
gesamtstaatliche Schuldenstand bis 2005 auf 35 % des BIP gesenkt werden soll. Dänemark wird die 
Anfordemng des Stabilitäts- und Wachstumspakts, der einen "in etwa ausgeglichenen oder einen 
Überschuss aufweisenden" Haushalt verlangt, somit im gesamten Prograrrunzeitraum weiterhin 
bequem erfüllen. Auch dürfte Dänemark in der Lage sein, einem normalen Konjunkturabschwüng 
stand zu halten, ohne dass der Referenzwert von 3 % des BIP überschritten wird. 

Die in der vorangehenden Programmaktualisiemng dargelegte Konsolidierungsstrategie, bei der die 
Primärausgaben im Verhältnis zum BIP sowie die Abgabenbelastung im Laufe des Programm- 
zeitraums gesenkt werden sollen, wird fortgeführt. Unterstützt wird diese Strategie durch die Ver- 
pflichtung der Regierung auf die Einfriernng aller Abgaben und Verbrauchsteuem, um die Auf- 
wärtsdrift der Abgabenbelastung zu stoppen. Der Rat begrüßt diese Maßnahme, weist aber darauf 
hin, dass Senkungen der Grenzsteuersätze auf den Faktor Arbeit damit nicht ausgeschlossen sein 
dürfen. 

Der Rat stellt fest, dass die Ausgabenkontrolle in den letzten Jahren recht unterschiedlich erfolg- 
reich war, denn die Zielvorgabe von 1 % für den Realanstieg des Staatsverbrauchs wurde vielfach 
überschritten. Da eine Einfriernng der Abgaben beschlossen wurde, ist die Ausgabenkontrolle ins- 
besondere bei den kommunalen und regionalen Gebietskörperschaften nun umso wichtiger, werm 
weiterhin hohe gesamtstaatliche Überschüsse erzielt werden sollen. Der Rat fordert daher sämtliche 
Ebenen des Gesamtstaats auf, sich um Ausgabenkontrolle zu bemühen, um den Realanstieg des 
Staatsverbrauchs auf den Zielwert von durchschnittlich 1 % pro Jahr zu begrenzen. Außerdem legt 
er der dänischen Regierung nahe, den institutioneilen Rahmen zu stärken, um weitere Ziel- 
abweichungen in der Zukunft zu verhindern, wie bereits in der letztjährigen Stellungnahme des 
Rates empfohlen wurde 

Der Rat begrüßt, dass sich das Programm auf Fragen der längerfristigen Tragfähigkeit konzentriert. 
Der Rat stellt mit Befriedigung fest, dass das Ziel, den Bmttoschuldenstand im Verhältnis zum BIP 
erheblich zu senken, die Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen verbessert, so dass sich die 
dänische Wirtschaft in einer guten Ausgangsposition befindet, um den projizierten alterungs- 
bedingten Ausgabenanstieg zu bewältigen und den Stabilitäts- und Wachstumspakt dennoch weiter 
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einzuhalten. Er stellt fest, dass die Voraussetzung hierfür die Erzielung weiterhin hoher Über- 
schüsse ist. Den Projektionen zufolge sollen auch die Abgaben im Verhältnis zum BIP im Zeitraum 
2005 bis 2050 hoch bleiben. Der Rat stellt fest, dass eine derart hohe Abgabenquote vor dem Hin- 
tergrund der globalisierungsbedingt größeren Mobilität bestimmter Bemessungsgrundlagen schwer 
zu erreichen sein könnte. 

Die Anhebung der Erwerbsquoten in Dänemark ist eine wichtige Ausgangshypothese der Pro- 
grammprojektionen. Der Anstieg soll großteils durch die bereits eingeleiteten Reformen bewirkt 
werden, die noch nicht in vollem Umfang zum Tragen gekommen sind. Weitere Stmkturreformen 
sind allerdings bei der Funktionsweise des Arbeitsmarkts erforderlich, auch in Form von Abgaben- 
senkungen beim Faktor Arbeit, die dazu beitragen könnten, das Arbeitsangebot zu erhöhen. Der Rat 
fordert die dänische Regierung daher auf, diese Maßnahmen fortzusetzen und den Stabilitäts- und 
Wachstumspakt dabei selbstverständlich weiterhin einzuhalten. 
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